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1 Einführung 
Die vorliegende Studie wurde im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und For-

schung (BMBF) geförderten Verbundprojekts „Katastrophenschutz-Leuchttürme als Anlauf-

stelle für die Bevölkerung in Krisensituationen“ (Kat-Leuchttürme) durchgeführt. Das Projekt 

erforscht und konzipiert innovative Sicherheitsarchitekturen und -lösungen für die Informa-

tion, Kommunikation und Grundversorgung der Bevölkerung in Krisenfällen. Ausgehend vom 

Szenario eines lang anhaltenden, regional flächendeckenden Stromausfalls wird ein System 

von Anlaufstellen für die Bevölkerung (Kat-Leuchttürme) entwickelt und erprobt.1 An diesen 

Stellen soll die Bevölkerung die erforderliche Hilfe erhalten. Das innovative Element dieses 

Ansatzes beruht jedoch weniger auf einem erweiterten System der Hilfeverteilung sondern 

auf der Aktivierung der Bevölkerung mit dem Ziel der Stärkung ihrer Selbsthilfefähigkeit. 

 

Der Beitrag der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin (HWR Berlin) liegt insbesondere 

in der Erforschung der Hilfebedarfe wie auch der Hilfebereitschaft der Bevölkerung. Diffe-

renzierte Erkenntnisse hierzu sind eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung eines sol-

chen bevölkerungsnahen Lösungsansatzes. Diesem liegt die Annahme zu Grund, dass im Fal-

le einer Katastrophe die professionellen Kräfte gemeinsam mit den ehrenamtlichen Kräften 

der Hilfsorganisationen ihre Arbeit am effektivsten verrichten können, wenn die Selbsthilfe-

potenziale der Bevölkerung optimal ausgeschöpft werden. Insbesondere geht es um die 

Stärkung der Resilienz, d. h. der Widerstandsfähigkeit gegen die Auswirkungen einer Kata-

strophe durch die Organisation gegenseitiger nachbarschaftliche Unterstützung, eine adä-

quate Information der Bevölkerung, die bedarfsgerechte Bereitstellung externer Hilfen aber 

auch die Gewinnung von Bürgerinnen und Bürgern als Spontanhelfer für die Bewältigung der 

Katastrophe.  

 

In weiteren abgeschlossenen Studien hat die HWR Berlin Katastrophenereignisse in Form 

von Fallstudien ausgewertet sowie Bürgerinnen und Bürger in einer quantitativen Untersu-

chung befragt.2 Im Rahmen der vorliegenden Studie wird der Frage nachgegangen, ob und 

ggf. in welcher Form im Ausland Ansätze eines im oben umrissenen Sinn bevölkerungsnahen 

Krisen- und Katastrophenmanagements realisiert worden sind. Bei der Auswahl der Länder 

erfolgte eine Beschränkung auf solche, die zum einen wegen ihrer starken Abhängigkeit von 

Kritischen Infrastrukturen (besonders der Stromversorgung) und zum anderen hinsichtlich 

der Bedrohungslagen mit Deutschland vergleichbar sind. Gezielt wurden Länder berücksich-

tigt, in denen Katastrophenereignisse in der jüngeren Vergangenheit zu einer Weiterent-

wicklung ihrer Katastrophenschutzsysteme geführt haben. Einbezogen wurden folgende acht 

Länder: Australien, Dänemark, Kanada, Niederlande, Österreich, Polen, Schweden und die 

USA. 

                                                      
1
 Siehe: http://www.kat-leuchtturm.de/. 

2
 Vgl. Sticher (Hrsg.), 2014 und Ohder, et al., 2014. 

http://www.kat-leuchtturm.de/
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Auf der Basis von thematisch einschlägigen Beiträgen in Zeitungen und Zeitschriften, Erfah-

rungsberichten, Publikationen der Hilfsorganisationen in den untersuchten Ländern und an-

deren wissenschaftlicher Quellen wird in der vorliegenden Studie nachgezeichnet, ob und in 

welcher Weise in den untersuchten Ländern Elemente eines bevölkerungsnahen Katastro-

phenschutzes praktiziert werden. Das besondere Interesse galt dabei der Frage, wie ggf. eine 

stärkere Bürgerbeteiligung erreicht wurde und ob die herkömmlichen durch professionelle 

Kräfte dominierten Katastrophenschutzsysteme in der Lage waren, eine gewachsenes bür-

gerschaftliches Engagement zu akkommodieren. 
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2 Katastrophenschutzsysteme der untersuchten Länder im Über-

blick 
In Deutschland liegt die Zuständigkeit für die Gefahrenabwehr zunächst bei den Gemeinden, 

Städten und Landkreisen. Auf dieser lokalen Ebene befindet sich die erste Stufe des Kata-

strophenschutzes. Land bzw. Bund bilden die zweite und dritte Stufe. Ein solcher subsidiärer 

Aufbau lässt sich in allen untersuchten Katastrophenschutzsystemen erkennen. Die Verant-

wortung beginnt auf der lokalen Ebene und abhängig von Art und Ausmaß der Katastrophe 

erfolgt eine Verantwortungserweiterung auf die regionale und nationale Ebene. Dieses Sub-

sidiaritätsprinzip, wonach staatliche Aufgaben soweit wie möglich auf der unteren bzw. loka-

len Ebene wahrgenommen werden sollen, findet sich auch in den Katastrophenschutzsyste-

men sämtlicher EU Mitgliedsstaaten.1  

 

Trotz dieser grundsätzlichen Übereinstimmung bestehen in den untersuchten Ländern je 

nach politischen, sozialen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen deutliche Unterschie-

de im Aufbau und in der Praxis des Katastrophenschutzes. In Australien beispielsweise bilden 

die 565 Local Governments die unterste Ebene des Katastrophenschutzes. Ihre Aufgaben 

sind2: 

 Gewährleistung der örtlichen Notfallplanung und Durchführung von Vorbereitungs-

maßnahmen 

 Vorhaltung von ausreichenden Einsatzkräften vor Ort, inkl. Freiwilliger Kräfte 

 Durchführung von effizienten Maßnahmen um die Auswirkungen von Katastrophen 

auf die Gemeinden abzumildern, einschließlich der routinemäßigen Durchführung 

von Risikobewertungen 

 Die systematische und angemessene Berücksichtigung dieser Risikobewertungen in 

den Flächennutzungsplänen 

 Sensibilisierung der Bevölkerung und Bereithaltung von Warnsystemen 

 Vorhaltung von Einsatzmitteln zur Unterstützung andere Gemeinden 

 Entsendung von Gemeindevertretern in überörtliche Gremien der Notfallplanung 

 Teilnahme an der Auswertung von eingetretenen Notfällen 

 

Wie im Fall von Australien nimmt die regionale Ebene in ländlichen flächenmäßig großen 

Gebieten häufig eine besonders wichtige Rolle im Katastrophenschutz ein. Es ergeben sich 

dabei drei besondere Aufgabenschwerpunkte, die in den untersuchten Staaten einzeln oder 

kumulativ zutreffen:  

                                                      
1
 Einen guten Überblick über die Katastrophenschutz-Systeme der Länder der Europäischen Union bietet das 

sog. Vademecum der Europäischen Kommission, siehe: 

http://ec.europa.eu/echo/files/civil_protection/vademecum/index.html. 
2
 Commonwealth of Australia, 2009 S. 8. 

http://ec.europa.eu/echo/files/civil_protection/vademecum/index.html
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 Erstens werden auf regionaler Ebene besondere respektive zusätzliche Kräfte und 

Mittel für die Schadensbewältigung zur Verfügung gestellt. In Dänemark wurden bei-

spielsweise fünf Unterstützungszentren eingerichtet, die Spezialgerätschaften und 

Versorgungsgüter, aber auch einen Pool an Freiwilligen zur Verfügung stellen.1 In den 

USA kann ein Gouverneur durch Erklärung des Katastrophennotstandes den Lokal-

verantwortlichen spezielle Ressourcen zur Verfügung stellen, z.B. Transportmöglich-

keiten und Gefangene zur Beseitigung von Schutt.2  

 Zweitens kann die Gesamtverantwortung für den Einsatz auf die Regionalregierung 

oder vergleichbare Institutionen übertragen werden. In Österreich übernimmt etwa 

bei größeren Lagen die Landesregierung die Einsatzleitung.3 In den Niederlanden 

wurden im Jahre 2010 25 sog. Sicherheitsregionen eingerichtet. Bei Katastrophen, die 

über die Grenzen einer Gemeinde hinausgehen, übernimmt die Leitung der jeweili-

gen Sicherheitsregion die Verantwortung über die Rettungskräfte und trifft die not-

wendigen Entscheidungen für die Region.4  

 Die dritte Aufgabe liegt im planerischen bzw. vorbereitenden Bereich. In Schweden 

ist die Provinzialregierung zuständig für die Planung von Notfall-Übungen, für Risiko- 

und Schwachstellenanalysen, für die Berücksichtigung dieser in den Flächennut-

zungsplänen, aber auch für die Koordination der Medien während einer Katastrophe. 

Darüber hinaus dienen sie als Schiedsstelle zwischen privaten und öffentlichen Akt-

euren.5 In Australien unterstützen die Bundestaaten bzw. Territorien die Local 

Governments bei der Durchführung von Gefahrenanalysen, der Ausbildung der Ein-

satzkräfte, der Vorhaltung von Warnsystemen und der Sensibilisierung der Bevölke-

rung.6 

 

Während in Deutschland die Bundesebene vom Grundsatz her keine verfassungsmäßige Zu-

ständigkeit im Bereich des allgemeinen Katastrophenschutzes besitzt7, ist dieses in den un-

tersuchten Ländern nicht oder nur teilweise zutreffend. Auf nationaler Ebene sind speziell 

zuständige Organisationen von Bedeutung, die teilweise mit dem Bundesamt für Bevölke-

rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) vergleichbar sind. Diese führen ein laufendes Ge-

fahren-Monitoring durch, koordinieren im Schadensfall die Rettungsmaßnahmen, sind bei 

der Risikovorsorge und bei der Planung der Katastrophenvorsorge eingebunden, überneh-

men die (Spezial-) Ausbildung von Mannschaften, stellen besonderes Gerät zur Verfügung, 

führen Übungen durch oder beraten die politischen Verantwortlichen. In den USA wird diese 

Aufgabe von der Federal Emergency Management Agency (FEMA) übernommen, die dem 

Department of Homeland Security (DHS) unterstellt ist, das nach dem 11. September 2001 

                                                      
1
 Vgl. Danish Emergency Management Agency, 2012a. 

2
 Vgl. State of Illinois, 2009 S. 2. 

3
 Vgl. Jachs, 2011 S. 130. 

4
 Vgl. Ministerie van Veiligheid en Justitie, 2013 S. 13. 

5
 Vgl. Europäische Kommission, 2014a. 

6
 Vgl. Commonwealth of Australia, 2009 S. 9. 

7
 Vgl. Sticher, et al., 2013 S. 20 ff. 
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neu geschaffene Heimatschutzministerium der USA. Die FEMA übernimmt u.a. im Katastro-

phenfall die Koordinierung nationaler, bundestaatlicher und lokaler Behörden oder weist 

staatliche Mittel zum Wiederaufbau zu.1 In Dänemark betreibt die Danish Emergency Ma-

nagement Agency (DEMA), welche dem Verteidigungsministerium unterstellt ist, die o.g. 

Unterstützungszentren, welche zum Teil Spezialgerätschaften bereitstellen, aber auch Frei-

willige für die operationelle Katastrophenabwehr vorhalten. Darüber hinaus berät die DEMA 

die zuständigen Fachministerien in Fragen der Vorsorge und ist direkt für die chemische und 

nukleare Katastrophenvorsorge und -abwehr verantwortlich.2 Weitere ähnliche Behör-

den/Organisationen sind das kanadische Government-Operations-Centre (GOC)3, das nieder-

ländische National Crisis Centre (NCC)4, der österreichische Koordinierungsausschuss des 

Staatlichen Krisen und Katastrophenmanagements (SKKM)5 und das polnische Government 

Centre for Security (RCB)6.  

 

In Polen geht in Übereinstimmung mit dem Prinzip der Subsidiarität bei landesweiten Kata-

strophen die Exekutiv-Gewalt auf den Ministerrat unter Vorsitz des Innenministers über.7 In 

einigen Ländern bestehen weitere spezifische Zuständigkeiten, insbesondere für Fach-

Ministerien. In Österreich sind dieses etwa das Amt für Wildbach- und Lawinenverbauung 

oder die Bundeswasserbauverwaltung im Bereich der Katastrophenvorsorge.8 

 

In sämtlichen untersuchten Ländern werden im Katastrophenfall die eingesetzten hauptamt-

lichen Kräfte – dies sind insbesondere Mitarbeiter von Behörden, Feuerwehren und Polizei-

en, sowie Militärangehörige - durch ehren- oder auch nebenamtlich tätige Kräfte ergänzt. So 

verfügen bspw. die Niederlande hauptsächlich über Freiwillige Feuerwehren.9 Die Spezial-

Einsatzkräfte der DEMA rekrutieren sich aus ehemaligen Soldaten, die sich vertraglich zu 

Einsätzen im Notfall verpflichtet haben.10 Darüber hinaus sind auch nebenamtliche Kräfte im 

Einsatz, etwa die Mitglieder der US-amerikanischen Nationalgarde. Während des Hurrikans 

Katrina waren bis zu 50.000 Soldaten im Katastropheneinsatz.11 

 

                                                      
1
 Vgl. Federal Emergency Management Agency, 2014d. 

2
 Vgl. Europäische Kommission, 2014b. 

3
 Vgl. Public Safety Canada, 2014a. 

4
 Vgl. National Coordinator for Security and Counterterrorism, 2014. 

5
 Vgl. Bundesministerium für Inneres, 2014. 

6
 Vgl. Rządowego Centrum Bezpieczeństwa, 2014. 

7
 Vgl. Europäische Kommission, 2014d. 

8
 Vgl. Jachs, 2011 S. 87 f. 

9
 Vgl. Europäische Kommission, 2014c. 

10
 Vgl. Danish Emergency Management Agency, 2012a. 

11
 Vgl. National Guard, 2014. 
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3 Allgemeine Parameter für die Entwicklung des Katastrophen-

schutzes 

3.1 Katastrophenereignisse und ihre Wahrnehmung 

Katastrophen können sowohl natürliche als auch anthropogene Ursachen haben. Tatsächlich 

ist eine durchgehende eindeutige Unterscheidung der Ursachen in „natürlich“ und „anthro-

pogen“ meist nicht möglich. Menschliches Handeln hat natürliche Systeme soweit verändert, 

dass bei Naturkatastrophen wie Stürmen oder Dürren anthropogene Faktoren eine erhebli-

che Rolle spielen. Ungeachtet der eingeschränkten Trennschärfe der Kategorien „natürlich“ 

und „anthropogen“ werden weiterhin die zahlreichen Katastrophen, von denen die unter-

suchten Länder in den vergangenen Jahrzehnten betroffen waren, in menschlich und natür-

lich verursacht unterschieden. Zu den menschlich verursachten Katastrophen zählt insbe-

sondere der Terroranschlag vom 11. September 2001, der für die USA das folgenreichste 

Katastrophenereignis seit dem 2. Weltkrieg darstellt. Der Anschlag führte nicht nur zu grund-

legenden Veränderung der internationalen Beziehungen, sondern hatte auch zu weitrei-

chenden Auswirkungen auf die Innen- und Sicherheitspolitik.1 Unter dem Eindruck der An-

schläge wurden unter dem Stichwort Disaster Preparedness die finanziellen Mittel, das Per-

sonal und die Kompetenzen des Katastrophenschutzes erheblich erweitert. 

 

Zu den anthropogenen Katastrophen können auch Waldbrände bzw. Buschfeuer gezählt 

werden. Etwa 95 % aller Brände werden vorsätzlich (durch Brandstiftung) oder fahrlässig 

(z.B. durch brennende Zigaretten oder Glasscherben) verursacht.2 Weitere, nicht durch Men-

schen hervorgerufene, Ursachen sind Blitzschläge, aber auch Selbstentzündungen bei großer 

Hitze. Als besonders schweres Ereignis ist das sog. Black Saturday Buschfeuer vom Februar 

2009 zu nennen, bei dem im australischen Bundesstaat Victoria 173 Menschen starben. Das 

Feuer gilt als eine der schwersten Katastrophen Australiens.3 

 

Der deutlich größere Teil der Katastrophenereignisse hatte jedoch (vordergründig) natürli-

che Ursachen. Zu nennen sind hier Stürme, Hochwasser bzw. Überflutungen, Erdbeben, Dür-

ren und Schneekatastrophen. Die USA werden besonders häufig durch Stürme in Mitleiden-

schaft gezogen. Von den 560 Disaster-Declarations (vergleichbar mit Katastrophen-Alarmen) 

der US-Präsidenten in den Jahren von 2000 bis 2010 waren rund 400 auf schwere Stürme 

zurückzuführen.4 Die Hurrikane Katrina im August 2005 und Sandy im Oktober 2012 waren 

die folgenreichsten. In Schweden war der Orkan Gudrun/Erwin vom Januar 2005 der 

schwerste der letzten 35 Jahre. Von den insgesamt 22 Todesopfern im skandinavischen 

Raum kamen 9 aus Schweden. Bäume mit einem Gesamtvolumen von rund 75 Mio. m³ Holz 

                                                      
1
 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung, 2012. 

2
 Vgl. WWF Deutschland, 2014. 

3
 Vgl. 2009 Victorian Bushfires Royal Commission, 2010 S. 1. 

4
 Vgl. Thielges, et al., 2012. 
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stürzten um, in rund 400.000 schwedischen Haushalten fiel die Stromversorgung aus1 und 

fünf Atomkraftwerke mussten abgeschaltet werden, da Salzwasser in die Kühlsysteme ein-

gedrungen war.2 

 

Die meisten der untersuchten Länder sind durch Starkregen und die damit verbundenen 

Folgen wie Überschwemmungen, Hochwasser und Schlammlawinen gefährdet. In Polen kam 

es im Juli 1997 zur größten nationalen Flutkatastrophe der letzten hundert Jahre. Dabei 

starben 54 Menschen und rund 162.000 Personen mussten evakuiert werden. Der materielle 

Schaden wird auf 2 bis 4 Mrd. US-Dollar geschätzt.3 Mängel bei der Bewältigung der Flut 

führten zu einer Neustrukturierung des polnischen Katastrophenschutzsystems, insbesonde-

re zur Herauslösung des Katastrophenschutzes aus der Zivilverteidigung.4  

 

Die Niederlande sind durch Sturmfluten besonders gefährdet, weil ein Viertel der Fläche des 

Landes unter dem Meeresspiegel liegt. Orkane können zu einem starken Anstieg des Was-

serstands der Nordsee führen. Anstoß für den Aufbau des bestehenden Schutzsystems mit 

hunderten Kilometer Deichen und Flutwehren war die Flutkatastrophe von 1953, bei der 

1.835 Menschen und rund 200.000 Tiere ums Leben kamen.5 

 

In Österreich führen Schneeschmelze und Starkregen regelmäßig zu Hochwasser und 

Schlammlawinen. Neben Überschwemmungen entlang der Donau und ihren Zubringern sind 

plötzlich ansteigende Wildbäche eine erhebliche Gefahr. 67 % des Landes liegen in deren 

Einzugsgebieten. Das Hochwasser 2002 hat unmittelbare Schäden in Höhe von 3,2 Mrd. € 

verursacht, beim Hochwasser 2013 lag deren Höhe bei 870 Mio. €.6  

 

Die Beispiele ließen sich fortsetzen. Charakteristisch für Katastrophen in den entwickelten 

westlichen Gesellschaften sind vergleichsweise wenige Todesopfer aber materielle Schäden 

mit volkswirtschaftlicher Relevanz. Die Bürgerinnen und Bürger in diesen Gesellschaften sind 

relativ gut vor den Folgen von Bränden, Stürmen, Hitzewellen oder auch technische Havarien 

gesichert. Die hohen materiellen Schäden verweisen aber zugleich darauf, dass diese Gesell-

schaften in hohem Maße anfällig sind. Ihre Infrastrukturen sind verwundbar und Interde-

pendenzen können zu Kaskadeneffekten führen. Gerade das „Überspringen“ von Störungen 

von System zu System führt zu erheblichen Risiken für Leben und Gesundheit der Bürgerin-

nen und Bürger. Lokale Probleme in der Stromversorgung können sich über Ländergrenzen 

hinweg ausweiten, wie sich bei der Ausschiffung der Norwegian Pearl über die Ems im No-

vember 2006 gezeigt hat. Insofern besteht wenig Grund zu der optimistischen Annahme, 

                                                      
1
 Vgl. Hewsten, 2007. 

2
 Vgl. Carpenter, 2005. 

3
 Vgl. Kundzewicz, et al., 1999 S. 862 f. 

4
 Vgl. Dworzecki, 2012 S. 2. 

5
 Vgl. Podewils, 2005. 

6
 Vgl. Umweltbundesamt, 2014 und Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft, 2014. 



10 
 

dass die Schutzsysteme hinreichend in der Lage sind, Katastrophen zu verhindern bzw. die 

Schäden gering zu halten. Jede ausgerufene Katastrophe und jeder eingetretene Schaden ist 

zudem ein Beleg für ein zumindest partielles Versagen des jeweiligen Schutzsystems. Die 

Folge ist, dass der Katastrophenschutz auf lokaler, nationaler und auch internationaler Ebene 

einem erheblichen Entwicklungsdruck unterliegt. Dies ist nicht neu, aber angesichts einer 

veränderten Bedrohungsqualität hat sich diese Dynamik verstärkt und dürfte sich weiter 

verstärken. Selbst bei einer erheblichen Erweiterung der zur Verfügung stehenden materiel-

len und personellen Ressourcen wird es nicht möglich sein, Katastrophen zuverlässig zu ver-

hindern. 

 

Nach Ulrich Beck ist es zudem zu einem Wandel bei der Wahrnehmung entsprechender Risi-

ken gekommen.1 Nicht das grundsätzlich hohe Schutzniveau, das objektiv zu einer Begren-

zung der natürlich und menschlich verursachten Risiken führt, ist bestimmend, sondern die 

seltenen Katastrophenereignisse mit ihren vielschichtigen und weitreichenden Folgen. Der 

Blick der Öffentlichkeit ist auf die nicht bewältigten Risiken fixiert, woraus die Erwartung 

erwächst, dass sich die Schutzsysteme kontinuierlich mit diesen befassen und sich gewis-

sermaßen im Wege der Selbstreflexion dynamisch optimieren. Die öffentliche Risikowahr-

nehmung setzt somit einen weiteren Grund dafür, dass Katastrophenschutzsysteme in ent-

wickelten Gesellschaften aus Gründen der Akzeptanz und in gewisser Weise auch der Legiti-

mität nicht bei ihrem Status quo verharren können. 

 

3.2 Grenzen des herkömmlichen Katastrophenschutzes 

Der Staat steht in der Pflicht, seine Bürgerinnen und Bürger vor Schäden an Leben, Gesund-

heit und Eigentum zu schützen. Die staatliche Schutzpflicht bezieht sich auf die Vermeidung, 

Vorsorge, Abwehr und Nachbereitung von Krisen und Katastrophen. Sichtbar wird diese Ver-

pflichtung durch die Organisation der Gefahrenabwehr. Wichtigste Akteure in Deutschland 

sind die Ordnungsbehörden, Feuerwehren und Polizeien. Hinzu kommen die Bundesanstalt 

Technisches Hilfswerk (THW) und die Hilfsorganisationen. Im Katastrophenfall kommt es zu 

veränderten Zuständigkeiten und erweiterten Befugnissen und ein Einsatz der Bundeswehr 

ist möglich. Das Rückgrat der Freiwilligen Feuerwehren, des THW und der Hilfsorganisatio-

nen bilden ehrenamtliche Kräfte, die längerfristig in diese Organisationen eingebunden sind 

und deren Einsatzfähigkeit durch Übungen und Schulungsmaßnahmen gewährleistet wird. 

Bei Unterschieden im Detail weisen die Schutzsysteme in den untersuchten Ländern eine 

vergleichbare Basis und Struktur auf. Sie sind staatlich dominiert und werden durch profes-

sionelle oder zumindest institutionell organisierte Helfer getragen. 

 

Der (deutsche) Staat ist in den Katastrophenereignissen der vergangenen Jahrzehnte seiner 

Schutzpflicht nachgekommen. Die professionellen Kräfte waren grundsätzlich in der Lage, 

auch mit größeren Einsatzlagen umzugehen und haben vielfach Schlimmeres verhindert. Bei 

                                                      
1
 Vgl. Beck, 1986. 
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einer genaueren Analyse der Ereignisse wird jedoch erkennbar, dass die „einfache“ Bevölke-

rung stets zur Hilfe bereit war und auf unterschiedlichste Art und Weise zur Schadensbewäl-

tigung beigetragen hat. Exemplarisch seien hier die Schneekatastrophe vom Winter 1978/79, 

bei der Bürger mit Schaufeln und Treckern selbstständig Straßen und Wege freigeräumten1, 

oder das Oderhochwasser aus dem Jahr 1997, bei dem sich mehr Menschen bereit erklärt 

haben, bei der Deichsicherung zu helfen, als tatsächlich eingesetzt werden konnten er-

wähnt.2  

 

Faktisch war die Krisen- und Katastrophenbewältigung vielfach deshalb erfolgreich, weil es 

von Seiten der Bevölkerung zu spontaner und ungeplanter Hilfe gekommen ist. In den durch 

staatliche Stellen und Hilfsorganisationen dominierten Diskursen wurde und wird dieser Um-

stand kaum sichtbar. Eine wesentliche Folge ist, dass die eigenen Möglichkeiten überschätzt 

und die Grenzen des herkömmlichen Ansatzes übersehen werden. In den Katastrophen-

schutzplänen oder gar im Gesamtsystem des Katastrophenschutzes bleibt die Bevölkerung 

nach wie vor weitgehend unberücksichtigt.  

 

Ein „von oben“ gedachter Katastrophenschutz, der die Bevölkerung in erster Linie als Adres-

sat für Schutz und Hilfe betrachtet, übersieht wesentliche Ressourcen, auf die auch in Zu-

kunft nicht verzichtet werden kann. Wie bereits ausgeführt, ist nämlich ein vollkommender 

Schutz entwickelter Gesellschaften vor anthropogenen und natürlichen Gefahren nicht mög-

lich und punktuell haben die Gefährdungen durch Ereignisse mit potenziell katastrophalen 

Folgen zugenommen und werden weiter zunehmen. Auch unter Status quo Bedingungen ist 

deshalb das herkömmliche System des Katastrophenschutzes potenziell überfordert. Tat-

sächlich werden sich diese Bedingungen jedoch eher verschlechtern als verbessern. Zum 

einen ist zweifelhaft, ob die finanziellen und materiellen Ressourcen weiterhin zunehmen 

werden und zum anderen führen demographische Veränderungen und die abnehmende 

Bereitschaft, sich längerfristig ehrenamtlich zu engagieren, zu personellen Engpässen auf 

Seiten der Hilfsorganisationen.  

 

Der Staat darf und soll sich nicht aus seiner Verantwortung ziehen, die Bevölkerung vor Kata-

strophen zu schützen bzw. ihr im Katastrophenfall beizustehen. Er muss jedoch erkennen, 

dass diese Aufgabe nur dann erfüllt werden kann, wenn sämtliche vorhandenen Ressourcen 

aktiviert, organisiert und genutzt werden. Die Bevölkerung ist eine wesentliche Ressource. 

Bürgerinnen und Bürger sind in hohem Maße bereit, bei Krisen und Katastrophe aktiv zu 

werden.3 Um diese zivilgesellschaftlichen Potenziale, also sowohl in der Bevölkerung vor-

handene Kenntnisse und Fähigkeiten, als auch materielle Ressourcen wie Lebensmittel, Ma-

schinen oder Unterkünfte effektiver und effizienter nutzen zu können, bedarf es jedoch ei-

nes Umdenkens. Der Bürger muss als wichtiger Akteur des Katastrophenschutzes verstanden 

                                                      
1
 Vgl. Sticher (Hrsg.), 2014 S. 55. 

2
 Vgl. Sticher (Hrsg.), 2014 S. 57. 

3
 Vgl. Ohder, et al., 2014 S. 46 ff. 
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werden, dessen Beitrag sich von dem der professionellen Helfer unterscheidet, jedoch 

gleichwertig ist und Anerkennung verdient. 

 

Eine stärkere Einbeziehung der Bevölkerung ist kein Systembruch. Eine Katastrophe definiert 

sich gerade dadurch, dass die staatlichen Einsatzkräfte vor Ort nicht in der Lage sind, die ge-

genwärtige Gefahr angemessen zu bewältigen.1 Hieraus kann nicht nur ableitet werden, dass 

„fremde“ Einsatzkräfte, etwa aus anderen Bundesländern oder sogar dem Ausland Unter-

stützung leisten dürfen und sollen, sondern dass auch die Bürger aufgerufen sind, selbst ei-

nen Beitrag bei der Vorbereitung und besonders bei der Bewältigung zu leisten. Sind also die 

Kräfte von Polizei, Feuerwehr und der Hilfsorganisationen in der Katastrophe überfordert, 

was per Definition der Fall ist, liegt es auch an der Bevölkerung, die benötigten Ressourcen 

an Arbeitskraft, Lebensmitteln oder weiteren basalen Hilfsgütern zu stellen.  

 

Ansatzpunkte für den oben geforderten derartigen Wandel können durch die Resilienzstär-

kung der Bevölkerung, durch die organisierte Einbindung der Bürger in den Katastrophen-

schutz (außerhalb klassischer Ehrenämter) und durch die Einbindung von Spontanhelfern 

während Krisen und Katastrophen erreicht werden. Jeder dieser Punkte ist in Einzelfällen, 

auch in Deutschland, mehr oder minder erfolgreich versucht worden. Jedoch fehlt bisher ein 

einheitliches Konzept zur Umsetzung. Die nachfolgenden Beispiele aus den untersuchten 

Ländern sollen daher aufzeigen, wie die Umsetzung dieser Punkte in der Praxis versucht 

wurde. Durch diese Betrachtung von ausländischen Best-Practice Beispielen und Lösungsan-

sätzen können auch Schlussfolgerungen für inländische Vorhaben abgeleitet werden, um so 

den dringenden Wandel voranzutreiben bzw. die Notwendigkeit für diesen in einem ersten 

Schritt zu identifizieren. 

 

 

 

                                                      
1
 Vgl. § 2 Abs. 1 KatSG Bln. 
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4 Stärkung der Resilienz der Bevölkerung 
Der vorbeugende Katastrophenschutz hat in den vergangenen Jahrzehnten an Bedeutung 

gewonnen und Extremereignisse, die in der Vergangenheit katastrophale Schäden nach sich 

gezogen hätten, bleiben heute ohne größere Auswirkungen.1 Dennoch bieten präventive 

Maßnahmen keinen sicheren Schutz vor Katastrophen. Die Steigerung der Resilienz, also der 

Widerstandsfähigkeit des Einzelnen, von Bevölkerungsgruppen und auch der gesamten Ge-

sellschaft beispielsweise gegen die Auswirkungen von extremen Wetterlagen, Flächenbrän-

den, Erdbeben oder eines Ausfall von Infrastrukturen, ist somit ein zentraler Ansatzpunkt für 

den Katastrophenschutz. Insbesondere geht es darum, die Bürgerinnen und Bürger für sol-

che Ereignisse und ihre Folgen zu sensibilisieren und sie anzustoßen, sich darauf vorzuberei-

ten. Ein vorbereiteter Haushalt, so die Prämisse, kann in Krisensituationen besser auf Bedro-

hungen reagieren und wird durch Unterbrechungen der externen Versorgung weniger in 

Mitleidenschaft gezogen als ein unvorbereiteter Haushalt. In Deutschland ist der Grad der 

Vorbereitung auf Katastrophen, etwa durch die Bevorratung von Getränken und Lebensmit-

teln, allerdings als eher gering anzusehen.2 Flyer und Broschüren, die zu einer Stärkung der 

Resilienz der Bevölkerung beitragen sollen, werden insbesondere vom BBK und dem Bun-

desministerium für Landwirtschaft und Ernährung (BMEL) herausgegeben.3  

 

Nachfolgend werden Ansätze und Initiativen zur Resilienzstärkung in den untersuchten Län-

dern dargestellt. Dabei lassen sich zwei Schwerpunkte feststellen: zum einen sind dies breit 

angelegte Kampagnen zur Vorbereitung auf Ereignisse wie Flächenbrände oder Über-

schwemmungen und somit zur generellen Stärkung der Selbsthilfefähigkeit bei bestimmten 

Ereignissen, zum anderen Maßnahmen, mit denen eine umfassendere Sensibilisierung und 

Kompetenzsteigerung bestimmter Bevölkerungsgruppen erreicht werden soll. 

 

4.1 Aufklärung und Information 

Durch Broschüren und Internetkampagnen soll die Bevölkerung für mögliche Gefahren sen-

sibilisiert und darüber informiert werden, wie man sich auf Notfälle vorbereiten kann bzw. 

im Notfall verhalten sollte. Awareness und Preparedness werden – dies zeigt die Auswertung 

der Katastrophenschutzsysteme – weithin als wichtige Ansatzpunkte für die Stärkung der 

Bevölkerungsresilienz betrachtet. Die Adressaten katastrophenbezogener Aufklärung und 

Information sind überwiegend Familien und Haushalte. Finanziert werden diese Maßnahmen 

in der Regel mit öffentlichen Mitteln, aber sie werden nicht selten von NGOs getragen. Bei-

                                                      
1
 Beispielsweise würden Wasserstände, die 1962 in Hamburg zu Überschwemmungen mit 315 Toten und gro-

ßen Sachschäden geführt haben, heute zu keinen größeren Folgen führen. 
2
 Vgl. Ohder, et al., 2014 S. 25 ff. 

3
 Zu nennen ist hier insbesondere die Standardbroschüre des BBK „Ratgeber für Notfallvorsorge und richtiges 

Handeln in Notsituationen“ (ehemals: „Für den Notfall vorgesorgt“) oder die Internetseite: 

http://www.ernaehrungsvorsorge.de/. 

http://www.ernaehrungsvorsorge.de/
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spielhaft wird hier auf Australien eingegangen. Das Australische Rote Kreuz hat den so ge-

nannten REDiPlan entwickelt und herausgegeben.1 Darin wird die Vorbereitung auf Notfälle 

in vier Schritte untergliedert:  

1. An erster Stelle steht die Informierung über potentielle (lokale) Gefahren, über die 

regionalen und lokalen Katastrophenschutzpläne und über die Möglichkeiten zur 

Warnung.  

2. Im zweiten Schritt wird die Aufstellung eines individuellen Plans empfohlen, inkl. der 

Vorbereitung zur Evakuierung, die Versorgung von Haustiere, dem Abschluss ent-

sprechender Versicherungen und zu guter Letzt das Aufsetzen eines Testaments.  

3. Im dritten Schritt wird die Erstellung eine Notfall-Sets angeregt. 

4. Im letzten Schritt wird die Bedeutung der Nachbarschaft bei Notfällen hervorgeho-

ben. Unter der Überschrift Know your neighbours wird für die Integration in die je-

weilige Community geworben. Dabei stehen neben den allgemeinen Vorteilen durch 

eine starke Nachbarschaft auch vulnerable Personen im Vordergrund, welche auf be-

sondere Hilfe angewiesen sind, etwa ältere oder behinderte Menschen, Großfamilien 

oder Alleinerziehende. Diese sollten direkt in die eigene Planung (Schritt 2) mit ein-

gebettet sein. 

 

Die australische Regierung hat ebenfalls eine eigene Vorsorgebroschüre unter dem Titel Pre-

paring for the Unexpected veröffentlicht. In diesem wird neben der Beschreibung möglicher 

Gefahren, Tipps für die persönliche Vorbereitung und der Darstellung von Erste-Hilfe-

Maßnahmen auch auf die Wichtigkeit zum Umgang mit emotionalen Reaktionen verwiesen, 

etwa dem Teilen von Gefühlen und Gedanken mit der Familie oder Freunden.2 

 

In Kanada wird die Vorsorge unter dem Motto 72h-Prepardness betrieben. Alle Bürger sind 

dabei aufgefordert, sich so auszurüsten, dass sie im Katastrophenfall für 72 Stunden ohne 

äußere Hilfe überlebensfähig sind. Auch wenn 85 % der kanadischen Bürger angeben, dass 

sie ein derartiges Notfall-Kit für wichtig halten, gaben „nur“ 40 % an, ein solches zu besit-

zen.3 Eine Initiative zur Steigerung dieses Wertes ist dabei die Durchführung einer 

Emergency Preparedness Week. Dabei werden seit 1996 jeweils in der ersten Mai-Woche 

landesweit verschiedene Veranstaltungen durchgeführt, bei denen das Thema der Katastro-

phenvorsorge im Mittelpunkt steht. Um eine möglichst große Zahl von Bürgern zu erreichen, 

werden neben den klassischen Katastrophenschutz-Organisationen auch weitere Einrichtun-

gen als Kooperationspartner gewonnen, etwa die Pfadfinder, KRITIS-Betreiber, Banken sowie 

private Vereine, wie z.B. der Lions Club.4 

 

                                                      
1
 Vgl. Australian Red Cross, 2009. 

2
 Vgl. Australian Emergency Management Institute, 2014 S. 23. 

3
 Vgl. Public Safety Canada, 2014b S. 15. 

4
 Vgl. Public Safety Canada, 2014b S. 5. 
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Unterschiede innerhalb der kanadischen Regionen zeigen sich vorwiegend in der Art der Ka-

tastrophe, für die Vorbereitungen getroffen werden. So bietet beispielsweise Neufundland 

eine umfassende Aufklärung über das Verhalten zur Prävention bzw. das Handeln im Falle 

des Eintretens von Waldbränden. Quebec und Yukon fokussieren vor allem den Bereich der 

Flutkatastrophe. In Alberta wird beispielsweise mit dem Titel Is your family ready for a disas-

ter? auf der Homepage der Alberta Emergency Management Agency die Herangehensweise 

zur Katastrophenvorbereitung für eine Familie folgendermaßen eingeleitet1: 

 Kenne die Gefahren in deiner Gegend! 

 Erstelle einen Familien-Notfallplan und übe ihn!  

 Bereite ein Notfall-Set für Haus und Auto vor! 

 

Diese drei Punkte sind (wie auch in allen anderen regionalen Katastrophenschutzorganisati-

onen Kanadas) als wiederkehrende Leitpunkte anzusehen, an denen sich die Bevölkerung zur 

Vorbereitung auf eine mögliche Katastrophe orientieren soll. Auch hier wird mehrfach auf 

die nachbarschaftliche Zusammenarbeit verwiesen. Die Bewohner werden beispielsweise 

dazu angehalten, sich vor Eintreffen der Katastrophe zu informieren, welcher Freund, Ver-

wandter, Nachbar etc. welche Hilfen bzw. Ressourcen bereitstellen könnte. Ein wichtiges An-

gebot der regionalen Organisationen sind die Trainings. So bietet z.B. die Katastrophen-

schutzorganisation British Columbias die Trainings "Emergency Managements" und "First 

Aid" an. Darüber hinaus finden zusätzliche Angebote zur Festigung des Vorgehens im Evaku-

ierungsfall etc. statt. Auch die Zusammenarbeit mit den Nachbarn und die Kommunikation 

im Krisenfall werden in das Training integriert.2  

 

In Österreich sind neben den allgemeinen Informationen zur Selbsthilfe und des Aufrufs zu 

Erste-Hilfe-Tranings3 besonders der Österreichische Zivilschutzverband erwähnenswert, wel-

cher zum Ziel hat, nicht nur über außergewöhnliche Katastrophenfälle zu informieren, son-

dern bereits bei den Gefahren des Alltages ansetzt. So wird etwa durch Informationen zur 

Falschgelderkennung, Brandgefahren oder zum sicheren Umgang auf Ski-Pisten, versucht, 

die allgemeine Selbsthilfefähigkeit im Alltag zu stärken. Zusätzlich zu den Online-

Informationen stehen, in Kooperation mit anderen Organisationen, auch Berater in sog. Si-

cherheits-Informationszentren (SIZ) bereit, um die Bürger vor Ort zu unterrichten und zu be-

raten.4 In Wien sind bspw. neun solcher SIZ eingerichtet worden, um eine möglichst große 

Abdeckung zu erhalten. Zusätzlich gibt es für Außenveranstaltungen ein Mobiles SIZ.5 

 

Auch in den weiter untersuchten Ländern, existieren derartige Ansätze zur Resilienzsteige-

rung durch Vorbereitung, etwa die niederländische Kampagne Denk vooruit („Denke vo-

raus“), bei der die Regierung zur Eigeninitiative aufruft, da der Staat angesichts gesellschaft-

                                                      
1
 Vgl. Alberta Emergency Management Agency, 2014. 

2
 Vgl. Justice Institute of British Columbia, 2014. 

3
 Etwa durch Bundeskanzleramt Österreich, 2014a bzw. Österreichisches Rotes Kreuz, 2014. 

4
 Vgl. Sichereits-Informationszentrum Bund, 2014. 

5
 Vgl. Die Helfer Wiens, 2014. 
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licher Veränderungen nicht mehr in der Lage ist, die Bevölkerung vor allen Gefahren zu 

schützen.1  

 

Eine weitere besondere Form der Vorbereitung auf Katastrophen leisten in den USA die sog. 

Prepper. Diese Bewegung leitet ihren Namen vom englischen Verb to prepare, sich vorberei-

ten bzw. Preparedness, die Bereitschaft, ab. Vorbereitungsmaßnahmen, die von Preppern 

getroffen werden, sind u.a. die Einlagerung von Lebensmitteln, die Errichtung von Schutz-

bauten oder Schutzvorrichtungen an bestehenden Gebäuden und das Vorhalten von Schutz-

kleidung, Werkzeug, Waffen und anderem. Die Prepper-Bewegung entstand in den USA in 

den 1990er Jahren während der Y2K-Panik, der Angst vor dem Weltuntergang zum Jahrtau-

sendwechsel. Sie hat vor allem seit dem 11. September 2001 starken Zulauf erfahren. Die 

Maya-Prophezeiung, nach der die Welt am 21. Dezember 2012 untergehen sollte, hat dem 

American Prepper Network und vielen anderen Gruppierungen weiteren Zulauf gebracht. 

Wie viele Amerikaner Prepper sind, ist wegen der dezentralen Organisation nicht exakt zu 

bestimmen, im Internet ist von bis zu 4 Millionen die Rede.2 Der Hype um die Prepper-

Bewegung wird anhand des folgenden Auszugs deutlich:  

„Im ganzen Land verdienen Heimwerkerläden am boomenden Prepper-Wesen, im Ka-

belfernsehen konkurrieren gleich zwei Reality-Shows: ‚Doomsday Preppers’ (National 

Geographic Channel) und ‚Doomsday Bunkers’ (Discovery). Man sieht, wie sich Prep-

per im Wald eingraben, wie sie Essens- und Waffenlager anlegen, Autos mit selbstge-

bastelten Holzvergasern betreiben und sich beim Training für den Ernstfall mitunter 

selbst in den Finger schießen.“3  

 

Das Teilen von Vorräten und die Mitwirkung an Hilfeleistungen für andere stehen nicht auf 

dem Programm der Prepper. Ihre Weltsicht ist stark individualisiert: Jeder ist auf sich gestellt 

und das persönliche Wohl bzw. das Wohl der eigenen Familie hat oberste Priorität. Dahinter 

steht eine verbreitete und historische begründete Skepsis gegenüber dem Staat und seinen 

Leistungen sowie eine teilweise radikal gelebte Annahme, sich und die seinen nur mit eige-

nen Mitteln wirksam schützen zu können.  

 

4.2 Aufklärung und Information für besondere Adressatengruppen 

Eine der wichtigsten Zielgruppen für die Sensibilisierung für und Wissensvermittlung über 

Not- und Katastrophenfälle sind Kinder. Zum einen sollen sie frühzeitig lernen, mit solchen 

Gefahren umzugehen und zum anderen wird davon ausgegangen, dass die Kinder entspre-

chende Themen „nach Hause tragen“ und somit als Multiplikatoren wirken. Der Einstieg wird 

dabei meist über die Gefahren des Alltages gewählt und nicht über die Kinder überfordern-

den Katastrophenszenarien. In Dänemark wird bereits in der Schulzeit mit einer entspre-

                                                      
1
 Vgl. Government of the Netherlands, 2014 und Oberijé, 2007 S. 1. 

2
 Vgl. TAZ.de, 2012. 

3
 Spiegel Online, 2012. 
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chenden Bewusstseinsbildung angefangen. So bietet die DEMA auf ihrer Internetseite zahl-

reiche Materialien zum spielerischen Lernen in Bezug auf die Prävention von Bränden und 

Unfällen. Sämtliche Materialien können heruntergeladen werden bzw. von Lehrern in ganz 

Dänemark kostenlos in Papierform und als CD-Rom bestellt werden. Dabei setzt das System 

bereits bei Vorschulkindern an. Diese können mittels lustiger Maskottchen die Grundsätze 

der Unfallvorbeugung erlernen (bspw. die Notfallnummer 112 und wann diese zu nutzen ist). 

Für Grundschüler der 4. bis 5. Klassen gibt es wiederum zahlreiche weitere Tools, die mithilfe 

emotionaler und positiver Aufladung die ungezwungene Sensibilisierung im Bereich Präven-

tion unterstützen. Ein Beispiel ist hier: „Feuer – ein gefährlicher Freund“. Mit Vergleichsbil-

dern können Kinder z.B. lernen, wie ein sicheres und wie ein unfallanfälliges Kinderzimmer 

eingerichtet ist. Auch ein Frageportal mit jeweiligen Videoantworten realer Feuerwehrleute 

steht zur Verfügung. Für Teenager gibt es schließlich eine altersgerechte Art „soziales Netz-

werk für den Brandschutz“, das sogenannte „Flammende Portal“, in welchem man sich über 

Erfahrungen zu Hilfeleistungen etc. austauschen und gegenseitig informieren kann.1 In Ös-

terreich richtet der Zivilschutz-Verband einmal jährlich eine sog. Kindersicherheits-

Olympiade aus, bei der Kinder in Vorwettbewerben, Landesfinalen bis hin zum Bundesfinale 

in spielerischer Weise an das Thema Sicherheit herangeführt werden. Hierzu gehören u.a. 

Löschwettbewerbe, Notrufnummern-Zielwerfen oder ein Ratespiel rund um Sicherheitsfra-

gen.2 

 

In den USA übernimmt u.a. die Seuchenschutzbehörde Centers for Disease Control and Pre-

vention (CDC) die Aufklärung der Bevölkerung sowohl im gesundheitlichen Bereich, als auch 

allgemein zu Krisen und Katastrophen.3 Als besonders vulnerabel wird die Gruppe der Older 

Adults, also der Älteren, eingestuft. Hierzu wurden zahlreiche Ratgeber herausgebracht, in 

denen besondere Schwerpunkte auf die Bedürfnisse dieser Altersgruppe gelegt werden, et-

wa der höheren medizinischen Versorgung oder der Zuweisung von speziellen Unterbrin-

gungsorten im Fall einer Evakuierung.4 Neben der Sensibilisierung der (älteren) Bürger haben 

sich die Katastrophenschutzbehörden auch dieses Themas angenommen und Methoden 

veröffentlicht, um ältere Personen und deren Bedarfe zu identifizieren und im Ernstfall die-

sen  gerecht zu werden. Hierzu werden besonders vier Methoden hervorgehoben:5 

1. Charakterisierung der Bevölkerung: Nutzung von epidemiologischen Daten zur Pla-

nung von Dienstleistungen zur Lieferung von Medikamenten, medizinischen Geräten 

und anderen benötigten Sachmitteln für ältere Menschen während aller Phasen ei-

nes Notfalles. 

2. Verwendung von geographischen Informationssystemen: Diese erlauben den zustän-

digen Organisationen die Koordinierung von Informationen über die ältere Bevölke-

                                                      
1
 Vgl. Danish Emergency Agency, 2014. 

2
 Vgl. Österreichischer Zivilschutzverband, 2014. 

3
 Vgl. Centers for Disease Control and Prevention, 2014a. 

4
 Vgl. CDC Healthy Aging Program, 2014). Eine Auflistung der verschiedenen Ratgeber für Ältere ist unter 

http://www.cdc.gov/aging/emergency/preparedness.htm (Stand 25.07.2014) abrufbar. 
5
 Vgl. Centers for Disease Control and Prevention, 2012 S. VI. 

http://www.cdc.gov/aging/emergency/preparedness.htm
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rung, über kommunale Ressourcen und mögliche Gefahren. Weiterhin soll so das 

Verständnis für ältere Menschen, deren Wohnorte und Bedürfnisse bei den Einsatz-

kräften und Planern wachsen. 

3. Aufbau und Durchführung von Registern: Dabei sollen besondere Arten der Hilfeleis-

tungen erfasst werden, etwa besonderes medizinisches Gerät oder Transportmög-

lichkeiten, um diese den älteren Personen besser zur Verfügung stellen zu können. 

Darüber hinaus sollen auch die Personen identifiziert und erfasst werden, die auf die-

se spezielle Hilfe angewiesen sind. 

4. Registrierung der in Evakuierungslager Eingewiesenen zur Identifizierung der vul-

nerablen und älteren Personen: Diese Informationen sollen dabei helfen, die beson-

ders benötigte Hilfe zu erkennen und zu Verfügung zu stellen. 

 

In Australien werden seit 2012 besondere zivilgesellschaftliche, kommunale, regionale, nati-

onale und schulische Projekte im Bereich der Resilienzsteigerung mit dem Resilient Australia 

Awards ausgezeichnet. Kriterien sind dabei etwa die besondere Innovation oder das Enga-

gement innerhalb der Gemeinde.1 Im Jahr 2013 wurde dabei das Projekt Weather the Storm 

– Women Prepare von der National Rural Women’s Coalition als sehr empfehlenswert einge-

stuft. In dem von 2011 bis 2012 durchgeführten Projekt standen die besonderen Bedürfnisse 

bzw. Bedarfe der Frauen im Vordergrund, welche im klassischen Notfall-Management wei-

testgehend ignoriert werden. Dies ist besonders bedeutungsvoll, da über 50 % der australi-

schen Bevölkerung weiblich sind. Hervorgehoben wird, dass Frauen zwar grundsätzlich be-

reit sind, sich an der Katastrophenvorsorge zu beteiligen, diese jedoch so männerdominiert 

ist, dass dies viele abschreckt. Auch sind Frauen in Krisen und Katastrophen anfälliger, da sie 

öfter auf Kinder und ältere Menschen aufpassen und somit für potentiell längere Zeit von 

der Außenwelt abgeschnitten sind. Weiterhin kümmern sie sich stärker um das eigene Haus 

und die Funktionsfähigkeit der Familie nach der eigentlichen Krise. Auch wird betont, dass 

sich Frauen in der eigenen Gemeinde besser auskennen, schneller soziale Netzwerke auf-

bauen können und somit für die lokale Vorbereitung und den nachfolgenden Wiederaufbau 

entscheidend sind.2 Als Ergebnis wurde ein Handbuch herausgegeben, welches die Planung, 

Durchführung und Evaluation von Gruppentreffen innerhalb der (weiblichen) Nachbarschaft 

beschreibt, damit sich die Frauen gemeinsam auf Katastrophen vorbereiten. Das Handbuch 

gibt auch Tipps zum richtigen Umgang und zur Förderung der Gruppendynamik und der hilf-

reichen Gesprächsführung.3 

 

Eine etwas unkonventionelle Art zur Sensibilisierung der Bevölkerung stellt in den USA die 

Kampagne zum Ausbruch einer Zombie-Katastrophe dar. Ein Comic4 beschreibt auf unter-

haltsamer Weise, wie wichtig Katastrophenvorbereitung ist. Beim Lesen des Comics lernt 

                                                      
1
 Vgl. Australian Emergency Management, 2013 S. 4. 

2
 Vgl. National Rural Women's Coalition, 2013 S. 7. 

3
 Vgl. National Rural Women's Coalition, 2013 S. 18 ff. 

4
 Centers for Disease Control and Prevention, 2014b. 
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man verschieden Dinge, z.B. die erforderlichen Gegenstände eines Notfallkits. Bei der Zom-

biekampagne handelt es sich um einen neuen Ansatz der Problemsensibilisierung. Bevölke-

rungsschichten in den USA, die bislang schwer für Katastrophenvorsorge erreichbar waren, 

sollen nun auch Zugang finden. Durch die überspitzte Darstellung des Katastrophenthemas 

in Form einer Zombieinvasion sollen v.a. Jugendliche sensibilisiert werden, die bereits durch 

alltägliche Medien (wie Filme, Spieler und Bücher) mit dem Szenario vertraut sind.  

 

Auch in Kanada ist das Thema „Zombie“ aufgegriffen worden. Das Emergency Management 

British Columbia schaffte esmit einer provokanten Kampagne zur Förderung des Risikobe-

wusstseins in die europäischen Nachrichten.1 „Kanada: Katastrophenschutz warnte vor Zom-

bie-Angriffen“ und ähnliche Schlagzeilen erschienen als Reaktion auf ein Poster der Krisen-

schutzorganisation British Columbias. Mit dem Slogan "If you are ready for zombies, you´re 

ready for a disaster" und anschließend aufgelisteten Vorsichtsmaßnahmen, welche getroffen 

werden müssen, um einen Zombie-Angriff überstehen zu können, möchten die Experten eine 

höhere Risikowahrnehmung in der kanadischen Bevölkerung hervorrufen. Die empfohlenen 

Vorkehrungen schützen folglich nicht nur vor dem fiktiven Angriff von Zombies, sondern 

auch vor dem realistischen Eintreffen möglicher Naturkatastrophen. Somit werden bei-

spielsweise Empfehlungen folgender Art ausgesprochen:  

 Stelle sicher, dass dein Benzintank zu jeder Zeit wenigstens halbvoll ist! 

 Stelle zu Hause, im Auto und auf der Arbeit ein Notfall-Kit bereit! 

 Entwickle einen Plan! 

 Bestimme eine Kontaktperson außerhalb deiner Stadt!2 
 

 

 

  

                                                      
1
 Vgl. Süddeutsche.de, 2012. 

2
 Government of British Columbia, 2014. 
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5 Organisation der Bürgerbeteiligung im Katastrophenschutz 
Die organisierte Einbindung der Bevölkerung in den Katastrophenschutz ist ein wesentliches 

Merkmal der untersuchten Katastrophenschutzsysteme. In Deutschland werden Bürgerinnen 

und Bürger im Rahmen des klassischen Ehrenamtes zu Tätigkeiten bei den Feuerwehren, in 

den Hilfsorganisationen oder im THW ausgebildet. Sie verrichten Dienste, beteiligen sich an 

Rettungs- und Räumungsarbeiten an den Schadensorten, werben Spenden ein, engagieren 

sich in der Öffentlichkeitsarbeit usw. Mit unzähligen unbezahlten Stunden leisten sie einen 

wichtigen Beitrag für das Gemeinwohl und die insgesamt rund 1,7 Mio. Freiwilligen bilden 

das Rückgrat des deutschen Katastrophenschutzes.1 

 

Das Potenzial derer, die sich dauerhaft in dieser Form engagieren wollen, ist jedoch begrenzt 

und wird darüber hinaus kleiner. Dies hat zum einen seinen Grund in demografischen Ver-

änderungen. Die Zahl der Bürgerinnen und Bürger, die altersmäßig für ein solches Engage-

ment in Frage kommen, geht zurück. Zum anderen werden größere Bevölkerungsgruppen 

mit dem herkömmlichen Konzept der ehrenamtlichen Tätigkeit innerhalb von Vereinsstruk-

turen nicht mehr erreicht. Diversity-Projekte, mit denen insbesondere junge Menschen mit 

Migrationshintergrund gewonnen werden sollen, wurden aufgelegt, sind aber bisher ohne 

größeren Erfolg geblieben2. Weitere Schwierigkeiten ergeben sich aus der ungleichen geo-

graphischen Verteilung dieser Form des Bürgerengagements. So sind in Deutschland in den 

alten Bundesländern sowie generell in ländlichen Regionen mehr Bürger im Ehrenamt enga-

giert als im östlichen Teil des Landes bzw. in den Städten.3 Weiterhin sind junge Menschen 

generell nicht mehr gewillt oder aus beruflichen und familiären Gründen nicht in der Lage, 

sich langfristig an eine Organisation zu binden. Bei ihnen mangelt es nicht an der Bereit-

schaft zu bürgerschaftlichem Engagement, aber sie präferieren kurzzeitige „themenbezoge-

ne“ Projekte. 

 

Die angesprochenen Rekrutierungsprobleme werfen somit die Frage auf, ob der herkömmli-

che auf dem Ehrenamt basierende Ansatz zukunftsfähig ist. Darüber hinaus ist dieser grund-

sätzlich reaktiv und somit strukturell nur bedingt mit vorsorgeorientierten Ansätzen kompa-

tibel. Mit Eintritt der Krise bzw. Katastrophe wird nämlich eine Vielzahl von Helfern mobili-

siert, die bei günstigem Verlauf in der Lage sind, Schäden einzudämmen. Präventive Strate-

gien, die bereits den Eintritt einer Krise oder Katastrophe verhindern oder deren Schadens-

ausmaß von vornherein begrenzen können, bedürfen indes eines integrierten Risikomana-

gements insbesondere auf kommunaler und regionaler Ebene. Die Stärkung der Resilienz, 

eine wichtige Facette des präventiven Katastrophenschutzes, muss indes längerfristig und 

strategisch erfolgen. Hier sind Bürgervertretungen auf Gemeindeebene, lokale Behörden 

und örtliche öffentlich-private Partnerschaften wichtige Akteure. Wenn eine Resilienzstär-

kung im Rahmen von allgemeinen Planungsprozessen, bei der Beantragung und Umsetzung 

                                                      
1
 Vgl. Bundesministerium des Innern, 2014. 

2
 Zu nennen ist hier etwa das Projekt PROTECT (http://bgz-protect.eu/2/). 

3
 Vgl. Gesemann, 2014 S. 9. 

http://bgz-protect.eu/2/
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von Förderprogrammen usw. „mitgedacht“ wird, ist der Begriff des Resilienz-

Mainstreamings zutreffend. 

 

Die untersuchten Länder greifen im Krisen- und Katastrophenfall in der einen oder anderen 

Form durchgängig auf „Freiwillige“ zurück. In einigen Ländern existieren mit Deutschland 

vergleichbare Ehrenamtsstrukturen und sie sind mit ähnlichen Problemen konfrontiert. 

Australien verfügt beispielsweise über rund 500.000 Volunteers, welche gerade in den länd-

lichen Regionen die tragende Säule des Emergency Management bilden.1 

 

5.1 Stärkung der zivilgesellschaftlichen Basis des Katastrophenmanage-

ments 

Kanada hat für den Bereich des Risiko- und Krisenmanagements im Juni 2009 die Canada's 

Platform for Disaster Risk Reduction (DRR) gegründet.2 Diese ist die Umsetzung des Hyogo 

Framework for Action des United Nations Office for Disaster Risk Reduction (UNISDR), wel-

ches sich für den Zeitraum 2005 – 2015 die Stärkung der Widerstandsfähigkeit von Nationen 

und Gemeinden vor Naturkatastrophen als Ziel gesetzt hat. Die kanadische Platform for DRR 

will eine Basis aufbauen, auf der sich alle Bereiche der Gesellschaft engagieren, insbesonde-

re der private und öffentliche Sektor, die Wissenschaft, NGOs, Berufsverbände und die indi-

gene Bevölkerung. Die Platform for DRR besteht hauptsächlich aus einem beratenden Aus-

schuss und Arbeitsgruppen zu Themen wie dem Einsatz von Freiwilligen, der wissenschaftli-

chen und technischen Möglichkeiten und der Stärkung von Kommunen. Darüber hinaus fin-

det jährlich eine übergreifende Veranstaltung (Roundtable) für alle Mitglieder der Plattform 

statt. Hierbei sollen sie in einem offenen und integrativen Forum zusammengebracht und 

die Katastrophenvorsorgemaßnahmen diskutiert werden3. Auch wenn hier die Bürger noch 

nicht aktiv in Entscheidungen mit einbezogen werden, so stellt die Information der Bevölke-

rung und deren Beteiligung innerhalb von gemeinsamen Arbeitsgruppen einen ersten Schritt 

in eine zukunftsweisende Richtung dar.  

 

In Australien kommt es zu einem fließenden Übergang von der individuellen Resilienz, wie 

sie im Kapitel 3.1 beschrieben wurde, hin zur Einbindung der Bürger in die Bewältigung von 

Katastrophen. Im Jahre 2009 wurde hierzu die National Strategy for Disaster Resilience ver-

abschiedet. Besonders vor dem Hintergrund der unzähligen Toten bei den Buschfeuern der 

letzten Jahre wurde dazu übergegangen, die Rollen der einzelnen Beteiligten neu zu über-

denken und diese klarer zu definieren. Im Sinne einer shared responsibility wurde angestrebt 

besonders den Beteiligten auf den „unteren Ebenen“, also den Gemeinden, stärker die dro-

henden Gefahren bewusst zu machen und sie in die Verantwortung zu einem ausreichenden 

Notfallmanagement zu bewegen. Aber auch Privatpersonen, Firmen und Vereine sind dazu 

                                                      
1
 Vgl. Australien Government, 2012 S. 6. 

2
 Vgl. Public Safety Canada, 2014c. 

3
 Vgl. Public Safety Canada, 2014b. 
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aufgefordert, sich zu engagieren. Im Mittelpunkt steht dabei die resiliente Gemeinde, bei der 

sowohl die Verantwortlichen der Gemeindeverwaltung, als auch die Bürger ihren Beitrag 

leisten. So wird eine disaster resilient community u.a. beschrieben1 als eine Gemeinde,  

 bei der die Bevölkerung sich der Gefahren allgemein und speziell in ihrer Gemeinde 

bewusst ist, 

 bei der die Bevölkerung Maßnahmen zum Schutz ihres Eigentums trifft, 

 bei der die Menschen mit den öffentlichen Stellen (sowohl der Verwaltung, als auch 

den Einsatzorganisationen) zusammenarbeiten, diese bei der Vorbereitung und bei 

der Schadensbewältigung mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln unterstüt-

zen. Hierdurch soll auch eine Art Netzwerk des Vertrauens und des gegenseitigen 

Wissens aufgebaut werden2, 

 bei der es eine gute Freiwilligenarbeit gibt, 

 bei der lokale Firmen und Versorgungseinrichtungen sich ihrer Verantwortung be-

wusst sind und ein adäquates Krisenmanagement aufbauen, 

 bei der die vorhandenen Gefährdungen sich in den Flächennutzungsplänen wider-

spiegeln und 

 bei der nach einer Katastrophe die wichtigsten Funktionsbereiche schnell wiederher-

gestellt werden und vorrangig besonders vulnerable Gemeindemitglieder Unterstüt-

zung erhalten. 

 

Dieser integrative Ansatz umfasst alle Teile des öffentlichen Lebens und versucht, alle Betei-

ligten nach ihren Möglichkeiten mit in die Verantwortung zu nehmen. So wird versucht, alle 

vorhandenen Ressourcen innerhalb einer Gemeinde zu mobilisieren und die Verantwortung 

nicht nur bei den Einsatzorganisationen, welche bei größeren Katastrophen schnell überfor-

dert sein können, „abzuladen“. Dass dieses integrative Konzept auch an seine Grenzen stößt, 

zeigte das Black-Saturday-Buschfeuer 2009, bei dem von den 173 Toten 140 in oder direkt 

vor ihrem Haus starben.3 Zum Zeitpunkt dieses Feuers im Bundesstaat Victoria war stay or 

go ein weit verbreiteter Slogan in der Bevölkerung im Umgang mit Buschfeuern. Dieses Mot-

to beruhte auf dem damaligen strategischen Vorgehen zur Sicherheit der Bevölkerung: pre-

pare, stay and defend or leave early, also vorbereitet am Wohnort zu verbleiben und gegen 

das Feuer anzukämpfen oder die Gegend frühzeitig zu evakuieren. Diese Einstellung setzt 

allerdings genaues Wissen und Kenntnis über die Situation voraus, besonders bei extrem 

schweren Feuern, wie es der Fall war. Durch die Fehleinschätzung der Situation konnten die 

Menschen keine adäquaten Entscheidungen treffen und versuchten vergeblich, das Feuer an 

ihrem Wohnort zu bekämpfen. Die Nachwirkung dieses Buschfeuers bestand u.a. in einem 

Überdenken des Vorgehens bei diesen Ereignissen. Das Prinzip der geteilten Verantwortung 

zwischen Individuen/Gemeinden und Autoritäten/Regierung basiert stark auf dem Konzept 

                                                      
1
 Vgl. Commonwealth of Australia, 2011 S. 5. 

2
 Das gegenseitige Wissen über andere Akteure ist das Ziel des sog. shared mental model, welches besonders 

bei Krisenstäben zum Einsatz kommt, vgl. Schicht, et al., 2013 S. 105 ff. 
3
 Vgl. Bushfire Cooperative Research Centre, 2014. 
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der Eigenständigkeit der Bürger, die allerdings nicht generell vorausgesetzt werden kann und 

insbesondere im Hinblick auf ältere, kranke, besonders verletzliche Menschen hinterfragt 

werden sollte bzw. eine bessere Vorbereitung dieser Personengruppen erfordert.1  

 

Als drittes Beispiel im Bereich der Einbindung der Bevölkerung in die Risikoplanung und Ka-

tastrophenvorsorge ist Polen zu nennen. Hier gibt es einen ersten Ansatz, der eine Partizipa-

tion der Bürger auf Projektebene umsetzt und die Implementierung eines Hochwasser-

schutz-Programms in Teilen Polens zum Ziel hat. Nach den schweren Folgen der Flutkata-

strophe von 1997 wurden die Probleme in der Zusammenarbeit zwischen NGOs, Bürgern 

und lokalen Behörden erkannt. Es wurde daraufhin ein Hochwasserschutz-Programm umge-

setzt, ein Projekt, welches von der polnischen Organisation Partners-Poland initiiert wurde. 

Partners-Poland ist eine NGO und Mitglied des globalen Netzwerkes Partners for democratic 

change. Auch dies ist eine NGO, die 1989 ursprünglich zur Konfliktlösung in der dritten Welt 

gegründet wurde. Das Hauptquartier der Organisation befindet sich in Washington D.C., wei-

tere 18 Zentren befinden auf der ganzen Welt. Das Zentrum in Polen ist v.a. auf Vermitt-

lungsdienste bei Konflikten in Schulen, Nachbarschaft und Familien spezialisiert. Das von 

Partners-Poland entwickelte dreiteilige Hochwasserschutz-Programm wurde in zwölf von 

Hochwasser betroffenen Gemeinden umgesetzt. Dies geschah in Zusammenarbeit mit dort 

ansässigen städtischen Verantwortlichen, NGOs und Bürgern.  

 Während der ersten Phase des Programms erhielten die lokalen Behördenvertreter 

der zwölf Gemeinden ein intensives Training. In diesem standen die Einbeziehung der 

Bürger in die Vorsorgeplanung und die Entwicklung praktischer Informationssysteme 

im Vordergrund, um Bürger besser auf große Katastrophen vorzubereiten und zu in-

formieren.  

 In der zweiten Phase haben die Behördenvertreter das in dem Intensiv-Training ge-

lernte in ihren Kommunen in die Praxis umgesetzt und die Bürger aktiv in die Kata-

strophenschutzplanung eingebunden. 

 In der letzten Phase des Projekts trafen sich Vertreter der zwölf Kommunen mit Part-

ners-Poland, um die Herausforderungen des Projekts zu diskutieren und sich über Er-

fahrungen auszutauschen. 2  

 

In der 65.000-Einwohner-Stadt Racibórz (Ratibor) erwies sich dieses Hochwasserschutz-

Projekt von Partners-Poland als besonders wirksam. Die dortigen Behörden organisierten im 

Anschluss des Projekts eine Diskussionsrunde mit Katastrophenschutzverantwortlichen und 

Bürgern über notwendige Veränderungen bei der Vorbereitung auf Krisensituationen. Zu 

Beginn zeigten sich die mitwirkenden Bürger skeptisch. Sie glaubten, dass nur eine deutliche 

Steigerung der technischen und finanziellen Unterstützung gegen Fluten, wie sie beispiels-

weise 1997 eintrat, helfen könne. Jedoch konnten die Verantwortlichen die zweifelnden 

Bürger soweit überzeugen, dass innerhalb weniger Wochen ein lokales Komitee von zehn 

                                                      
1
 Vgl. McLennana, et al., 2012. 

2
 Vgl. Partners for Democratic Change, 2014. 
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Mitgliedern, besetzt durch Bürger und Behördenvertreter, gegründet wurde. Dieses hatte 

die Aufgabe, die Katastrophenvorsorge- und Wiederherstellungsprogramme zu planen und 

umzusetzen. Das Komitee diskutierte wichtige Fragen und leitete Schritte für die Bewälti-

gung von Katastrophen ein, etwa zum Schutz des (Privat-)Eigentums und hierbei besonders 

der Sicherung von Häusern vor den Wassermassen, zur Unterstützung von Menschen mit 

Behinderungen und zur Entwicklung von Notsignalen und eines wirkungsvollen Evakuie-

rungssystems. Auf regionaler Ebene setzten der Bürgermeister und die Bürger von Ratibor 

eine umfangreiche Medienkampagne um und verbreiteten Informationsmaterial über die 

Hochwasservorsorge. Die Informationen enthielten u.a. einen Leitfaden zur Vorbereitung auf 

Naturkatastrophen und eine Anleitung, was beispielsweise während einer Evakuierung zu 

beachten ist. Das hohe Engagement der Stadt blieb nicht unbeachtet. Sie erhielt bei der Um-

setzung ihres Programmes Unterstützung von der polnischen Regierung und einer Werbe-

agentur, die die Kampagne auch national mit Hilfe von Plakaten, Fernseh- und Radiowerbung 

erweiterte. Der vielleicht größte Erfolg dieses Hochwasserschutz-Projekts war für viele nicht 

nur die Umsetzung von Katastrophenvorsorgemaßnahmen, sondern dass deutlich wurde, 

wie effektiv, weitreichend und nachhaltig eine Zusammenarbeit zwischen Politikern und 

Bürgern sein kann.1 Allerdings sei an dieser Stelle vermerkt, dass derartige Projekte vor allem 

dann gelingen, wenn im Vorfeld Erfahrungen mit Katastrophen gemacht wurden. 

 

5.2 Organisation von Bürgern als Helfer bei der Katastrophenbewältigung  

5.2.1 Community Emergency Response Team 

Durch die hohe Anzahl und Schwere der Katastrophen in den USA sind die verantwortlichen 

Organisationen, etwa die FEMA oder die bundesstaatlichen Feuerwehren, oft nicht in der 

Lage, diese ohne zusätzliche Unterstützung zu bewältigen bzw. den Opfern schnell und adä-

quat Hilfe zukommen zu lassen. Neben den freiwilligen Feuerwehren sind es v.a. private Or-

ganisationen wie das Amerikanische Rote Kreuz, die Heilsarmee und lokale Institutionen so-

wie Einzelpersonen, die in der Regel einen Großteil der Notfallmaßnahmen bei Katastrophen 

stemmen. Das amerikanische Katastrophenschutzsystem hält mit dem Community 

Emergency Response Team (CERT) zudem ein ergänzendes Element bereit. Die Grundidee 

von CERT besteht darin, dass freiwillige Helfer im Rahmen des Programms eine katastro-

phenspezifische Ausbildung erhalten. Im Falle einer Katastrophe sind sie in der Lage, die vor-

handenen Einsatzkräfte zu unterstützen, sodass diese sich z.B. stärker auf technische Aufga-

ben konzentrieren können. Das Programm CERT hat je nach Gemeinde oder Bundesstaat 

andere Namen, wie etwa das Neighborhood Emergency Response Team (NERT) aus San 

Francisco. Das CERT-Programm wurde erstmals 1985 durch das Los Angeles City Fire De-

partment entwickelt und nach einem schweren Erdbeben 1987 durch die Aufstellung einer 

besonderen Einheit zur Schulung von Bürgern umgesetzt. 1993 wurde das Programm USA-

weit durch die FEMA eingeführt.2 Es wurde nach den Anschlägen vom 11. September 2001 

                                                      
1
 Vgl. ebd. 

2
 Vgl. Federal Emegency Management Agency, 2014a. 
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im Jahr 2002 mit weiteren Programmen dieser Art unter der Dachorganisation Citizen Corps 

gebündelt. Mit dieser Gründung wurde eine Möglichkeit geschaffen, die bereits existieren-

den Programme zu koordinieren und Interessierten einen Überblick über die Partizipations-

möglichkeiten in den einzelnen Institutionen zu geben.1 Neben CERT existieren noch vier 

weitere Partnerprogramme, die auf Freiwilligenarbeit basieren: Volunteers in Police Service, 

Neighborhood Watch/USA on Watch, Medical Reserve Corps und Fire Corps. 2 

 

Anhand des folgenden Auszuges soll die Organisation und Alarmierung eines CERT am Bei-

spiel von Los Angeles dargestellt werden: 

„Die Ausbildung ist auf Vorsorge und Selbsthilfe ausgelegt. Ein Teil der über 7000 

ausgebildeten Personen hat sich bereit erklärt, in ein sog. Call-Out-Team aufgenom-

men zu werden. Dieses Team kann über ein automatisiertes Alarmierungssystem zum 

Einsatz gebracht werden. Dabei wird vorher festgelegt, wie viele Mitglieder des Call-

Out-Teams für den Einsatz benötigt werden. Das System ruft solange die Mitglieder 

über Telefon an, bis die angeforderte Anzahl Helfer den Einsatz per Tastendruck be-

stätigt hat. Danach beendet es automatisch die Alarmierung. Voraussetzung für die 

Zulassung zum Call-Out-Team ist der erfolgreiche Abschluss aller Module. Der Teil-

nehmer erkennt die Struktur des ICS [Incident Command System]3 an und füllt einen 

sog. Code of Conduct […] aus. Mit diesem erkennt das Mitglied des CERT die Grundre-

geln der CERT-LA an, welche im Rahmen der örtlichen Organisation für einen sicheren 

und koordinierten Einsatz des Call-Out-Teams aufgestellt wurden. Eine Zuwiderhand-

lung hat eine Entfernung aus dem Team zur Folge. Die Mitglieder sind mit einer erwei-

terten Grundausrüstung ausgestattet, um im Einsatzfall handlungsfähig zu sein. Dabei 

gibt es keinerlei Präferenzen bei der Auswahl der Mitglieder. Im Rahmen der Antidis-

kriminierung spielen weder Geschlecht, Religion, Ethnie, Alter oder sonst eine persön-

liche Eigenschaft eine Rolle. Zielgruppe der CERT-Ausbildung ist nun einmal die Bevöl-

kerung und zwar in ihrer Gesamtheit […].“4 

 

Je nach Bundesstaat ist die CERT-Ausbildung kostenlos oder -pflichtig. In Kalifornien etwa ist 

der Kurs für die Teilnehmer kostenlos. Die Ausbildung beinhaltet dabei u. a. folgende Modu-

le und dauert sieben Wochen (ca. 8,5 Stunden Unterricht pro Woche): 

 Generelle Organisation/ Kenntnisse des Aufbaus der Gefahrenabwehr 

 Brandschutzerziehung/ vorbeugender Brandschutz 

 Erste Hilfe  

 Suchen und Retten 

                                                      
1
 Vgl. Federal Emergency Management Agency, 2014b. 

2
 Vgl. Klausing, 2012 S. 14 ff. 

3
 Das Incident Command System ist ein US-amerikanisches Management-System zur Führung und Leitung von 

Feuerwehreinsätzen. Es ist das amerikanische Pendant zur Feuerwehr-Dienstvorschrift 100 Führung und Lei-

tung im Einsatz.  
4
 Klausing, 2012 S. 19-20. 
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 Katastrophenpsychologie 

 Terrorismus und CERT-Einsatz 

 Katastrophenübung 

 

Als Tutoren arbeiten Freiwillige der Feuerwehr, des Rettungsdienstes und der Polizei. Diese 

werden zu Multiplikatoren ausgebildet, damit sie in ihrer Gemeinde weitere Trainer ausbil-

den können, die wiederum die Lerninhalte an die Menschen in ihrer Nachbarschaft transpor-

tieren.  

 

Während CERT das Ziel von ausgebildeten Gruppen verfolgt, existiert mit dem Programm 

Strengthening Preparedness Among Neighbors (SPAN) noch eine weitere Herangehenswei-

se.1 Diese verfolgt zum einen das Ziel, dass die einzelnen Familien ihre Haushalte sicherer 

gestalten. So wurde ein Kalender erstellt, bei dem jeder Monat unter einem besonderen 

Titel steht, etwa in einem Monat die Wasservorräte aufzufrischen und in einem anderen die 

Feuersicherheit zu überprüfen. Darüber hinaus verfolgt das Programm auch das Ziel, die 

nachbarschaftliche Hilfe selbst zu organisieren etwa durch Gründung eines sog. Block Coor-

dination Team. Dieses soll sich etwa um die Errichtung einer lokalen Erste-Hilfe-Station 

kümmern oder eine Block Response Site festlegen, also einem zentralen Platz, wo Informati-

onen ausgetauscht und Hilfeleistungen koordiniert werden können.2 

 

5.2.2 Team Österreich 

Im Jahr 2007 startete in Österreich das Projekt Team Österreich (TÖ), welches zum Ziel hat, 

die professionelle Hilfe mit der direkten und aktiven Beteiligung von Bürgern zu verbinden 

und so die Katastrophen- und Selbsthilfefähigkeit der österreichischen Gesellschaft zu stär-

ken. Die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung soll im Katastrophenfall sinnvoll und professionell 

organisiert und möglichst viele Menschen zur Mithilfe, etwa bei Naturkatastrophen, moti-

viert werden. Dabei sollen jedoch nicht bestehende, professionelle Einsatzorganisationen 

ersetzt, sondern ergänzt bzw. unterstützt werden.3 

 

Dieses Projekt, welches das erste seiner Art war, wurde vom Österreichischen Roten Kreuz 

(ÖRK) und dem Radiosender Hitradio Ö3 initiiert und erhielt 2008 die Auszeichnung der In-

ternational Advertising Association in Silber in der Kategorie „Soziales.“ Inzwischen sind ca. 

35.000 Freiwillige auf der Internetseite des Team Österreichs angemeldet.4 Die Idee, die hin-

ter dem TÖ steht, wurde im Rahmen des EU Co-finanzierten Projektes Team Civil Protection, 

das im Februar 2009 startete und zwei Jahre dauerte, auch in andere europäische Länder 

                                                      
1
 Vgl. Chowdhury, et al., 2011. 

2
 Vgl. City of Bellvue, 2002 S. 31. 

3
 Vgl. Podhajsky, 2007. 

4
 Vgl. HitRadio Ö3, 2014. 
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exportiert. In Deutschland1 und Tschechien findet das Konzept schon heute Anwendung und 

auch England und Polen haben Interesse bekundet, ähnliche Projekte einzuführen.2 

 

Das Team Österreich steht unter Leitung des ÖRK und ist organisiert wie andere Einsatzor-

ganisationen auch. Mitarbeiter des Team Österreichs können nicht nur vom ÖRK, sondern 

auch von Städten, Gemeinden und jeder anderen Einsatzorganisation angefordert werden. 

Eingesetzt werden können die Freiwilligen zum Beispiel in folgenden Fällen: 

 Administration nach Schadensereignissen 

 Unterstützung bei Informationsaufgaben 

 Logistikunterstützung 

 Aufräumungsarbeiten 

 Einbringen von manueller Arbeitskraft 

 Nachbarschaftshilfe 

 Unterstützung bei Betreuung von Menschen mit besonderen Bedürfnissen 

 Kampagnen-Aufgaben 

 Fundraising 

 Unterstützung bei Veranstaltungen 

 Flächensuche 

 Projekt-Aufgaben.3 

 

In der Praxis wurden Mitglieder des TÖ z.B. zum Schneeschaufeln, bei Aufforstungsarbeiten 

nach einem Sturm, bei Suchaktionen nach vermissten Personen, bei Aufräum- und Reini-

gungsarbeiten nach Unwettern und im Telefondienst bei den Spendenaktionen Licht ins 

Dunkel und Nachbar in Not (für Haiti) eingesetzt. Spezialkenntnisse wie etwa Dolmetscher-

Tätigkeiten waren im Zuge der Fußball-EM 2008 gefragt. Die Einsatzdauer belief sich bei 

kleineren Aufräumarbeiten nach Unwettern von einem Nachmittag bis hin zu vier Tagen, 

wobei von 5 bis 50 Mitglieder pro Einheit im Einsatz waren. Hierbei ging es z.B. um das Aus-

pumpen/Aufräumen von Kellern und Häusern und die Säuberung von Wiesen und Weideflä-

chen. Erwähnenswert ist auch, dass Menschen im Hochwasserfall unter einer Service Hotline 

das TÖ anfordern können.4 Dieses war z.B. bei dem Hochwasser im Juni 2013 der Fall, bei 

dem das TÖ mit rund 3.250 Einsatzkräften an den Aufräumarbeiten beteiligt war.1 

                                                      
1
 In Anlehnung an das Team Österreich wurde in Mecklenburg-Vorpommern Anfang 2011 das Team MV ge-

gründet. Das Team MV ist eine Initiative des Deutschen Roten Kreuzes in Mecklenburg-Vorpommern, des 

Nordmagazins und vom NDR1 Radio MV und genauso organisiert wie das Team Österreich. Bisher hat das 

Team MV allerdings nur rund 500 Mitglieder. Freiwillige sind im Team MV z.B. Dachdecker, Berufskraftfahrer, 

Beamte und Erzieher. Einen wirklichen Einsatz des Team MV gab es noch nicht, geprobt wurden aber z.B. die 

Betreuung von Verletzten, der Aufbau von Feldbetten und die Verteilung von Verpflegung. Siehe hierzu die 

Homepage des Team MV: http://www.team-mv.info/. Auch in Süddeutschland wurde die Initiative aufgegrif-

fen und vor dem Hintergrund des Sommerhochwassers 2013 das Team Bayern im November 2013 gegründet, 

siehe: http://teambayern.info/. 
2
 Vgl. Team Österreich, 2014a. 

3
 Vgl. ebd. 

4
 Vgl. HitRadio Ö3, 2014. 

http://www.team-mv.info/
http://teambayern.info/
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Freiwillige über 18 Jahren, die in Besitz eines österreichischen Mobiltelefons sind, haben die 

Möglichkeit, sich online zu registrieren. Dabei können, falls vorhanden, spezielle Fachkennt-

nisse (z.B. handwerkliche oder sprachliche Kompetenzen) angeben werden. Außerdem muss 

neben dem Einsatzradius (um den Wohnort) auch die maximal gewünschte bzw. mögliche 

Einsatzzeit angegeben werden. So können Freiwillige im Einsatzfall optimal nach ihrem Ein-

satzprofil angefragt werden. Mit der Anmeldung gehen die Freiwilligen keinerlei Verpflich-

tungen ein. Sie müssen beispielsweise keine Mitgliedsbeiträge zahlen, da sie durch die Re-

gistrierung nicht Mitglied einer Organisation werden. Die Online-Anmeldung hat den Vorteil, 

dass im Einsatzfall administrative Aufgaben leichter bzw. schneller zu bewältigen sind. Die 

Verwaltung der angemeldeten Freiwilligen ist planbarer und einfacher als die von spontan 

erscheinenden Freiwilligen. Nach der Anmeldung müssen die Freiwilligen an einer dreistün-

digen, kostenlosen Schulung durch das Rote Kreuz teilnehmen. Während dieser Schulung 

werden vor allem der Ablauf von Einsätzen (von der Alarmierung bis zur Nachbesprechung), 

das Verhalten im Einsatz und versicherungstechnische Details geklärt. Außerdem dienen die 

Schulungen zum besseren Kennenlernen des Projektes TÖ und ermöglichen den Mitgliedern, 

Fragen zum Projekt direkt zu stellen.2 

 

Die Anforderung der Freiwilligen erfolgt immer entsprechend ihres Einsatzprofils passend 

zum vorliegenden Einsatz. Im Einsatzfall erfolgt die Alarmierung ausgewählter Personen per 

SMS. Dabei werden Informationen zur Art des Einsatzes, dem Auftrag, der voraussichtlichen 

Einsatzdauer und ein Rückmeldeweg an den Freiwilligen geleitet. Mit diesen Informationen 

kann dieser – ohne Zwang – entscheiden, ob er an dem Einsatz teilnehmen möchte oder 

nicht. Falls er sich dazu entschließt, erhält er weitere Informationen zu Einsatz, Auftrag, 

Treffpunkt und Briefing, Ansprechpartner, Einsatz- und Schichtdauer und ob er spezielle Ge-

genstände (Arbeitskleidung, Werkzeug) mitbringen sollte. 

 

Bis zur nächsten Rotkreuz-Dienststelle bzw. dem angegebenen Treffpunkt muss das TÖ-

Mitglied seine Anreise selbst organisieren, ab dort erfolgt der weitere Transport mit der Ein-

satzorganisation, die das TÖ angefordert hat. Am Treffpunkt beginnt und endet der Einsatz. 

Zwischen Einsatzbriefing und Einsatzende haben die Freiwilligen den rechtlichen Status eines 

Rotkreuz-Mitarbeiters. Somit sind sie für die Zeit ihres Einsatzes sowohl öffentlich-rechtlich 

als auch privat-rechtlich versichert (unfall-, haftpflicht-, rechtsschutzversichert). Um Unfälle 

oder andere gefährliche Situationen (z.B. Ansteckung mit Krankheiten) zu vermeiden, wer-

den TÖ-Mitarbeiter nur in Gebieten eingesetzt, in denen das Risiko, dass etwas passiert, ge-

nauso niedrig ist wie im täglichen Leben. Außerdem können TÖ-Freiwillige (wegen Einsatz-

führung, Logistik und Rechtssicherheit) nur im Inland eingesetzt werden. 

 

                                                                                                                                                                      
1
 Vgl. Kleine Zeitung.at, 2013. 

2
 Vgl. Team Österreich, 2014a. 



29 
 

Nach der Alarmierung treffen sich die Mitglieder zu einem Briefing. Danach erfolgt die Eintei-

lung in Kleingruppen unter Leitung eines erfahrenen Mitarbeiters der Einsatzorganisation, 

die den Einsatz des TÖ angefordert hat. Während des Einsatzes spenden TÖ-Mitglieder ihre 

Freizeit. Arbeitgeber müssen ihre Mitarbeiter nicht freistellen, damit sie an einem TÖ-Einsatz 

teilnehmen können. Auf der Internetseite des Team Österreich wird den Freiwilligen aber 

geraten in ihrem Unternehmen nachzufragen, ob eine Freistellung möglich ist.  

 

Die Verpflegung und das Stellen von (einfachen) Unterkünften erfolgt während des Einsatzes 

durch die Einsatzorganisation, für die das TÖ zum Einsatz kommt. Auch für medizinische und 

psychosoziale Betreuung wird gesorgt. Wichtig ist außerdem, dass die TÖ-Mitglieder wäh-

rend ihres Einsatzes ihre Arbeitszeiten in Zeiterfassungslisten eintragen. Zur doppelten Kon-

trolle müssen auch die Betreuer der Kleingruppen solche Listen ausfüllen. Dies dient zum 

einen für die Einsatzstatistik und die Gesamterfassung und erfolgt zum anderen aus versi-

cherungstechnischen Gründen. 

 

Während des Einsatzes erhält ein TÖ-Mitglied eine Warnweste und ein Namensschild. Diese 

können nach dem Einsatz behalten werden, sollten aber wenn möglich zum nächsten Einsatz 

wieder mitgebracht werden. Andere Ausrüstung wird wenn möglich von der Einsatzorganisa-

tion gestellt. Es kann aber auch vorkommen, dass der Freiwillige mit seiner Anforderungs-

SMS darum gebeten wird, spezielle Ausrüstung/Bekleidung, etwa Gummistiefel oder Schau-

feln, selbst mitzubringen. 

 

Für ihren Einsatz werden die Freiwilligen nicht finanziell entschädigt. Sie erhalten aber eine 

Danksagung in Form einer Dankes-Mail, von Urkunden oder sonstigen Ehrungen. 1 

 

 

 

  

                                                      
1
 Vgl. ebd. 
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6 Integration von Spontanhelfern während Katastrophen 
In der Praxis waren und sind unorganisierte und spontan zur Hilfe bereite Bürger und Bürge-

rinnen eine wichtige Säule der Katastrophenbewältigung. Sie helfen beim Füllen und Auf-

schichten von Sandsäcken, bei der Versorgung der Einsatzkräfte und der Evakuierung von 

Nachbarn, sie beteiligen sich an Räumungs- und Sicherungsmaßnahmen oder organisieren 

materielle Hilfen für geschädigte Mitbürger. Die Hilfsbereitschaft in der Krise und Katastro-

phe gilt zunächst der eigenen Familie, Freunden und Nachbarn. Vor allem dann, wenn im 

(sozialen) Nahraum keine unmittelbare Bedrohung besteht, wird die Hilfsbereitschaft auf die 

erweiterte Nachbarschaft, die Gemeinde und die Region ausgedehnt. Ein wesentliches 

Merkmal dieser Hilfe ist, dass sie ohne vorhergehende Organisation erfolgt und „ungeübt“ 

ist. Die Bereitschaft zur Hilfe wird durch eine generelle Bereitschaft zum bürgerschaftlichen 

Engagement getragen und durch den Wunsch ausgelöst, Mitmenschen, die sich in Not be-

finden, helfen zu wollen.1  

 

Im Folgenden wird beispielhaft aufgezeigt, dass die Bevölkerung in der Lage ist, Selbsthilfe 

und Hilfe für andere zu organisieren und einen Teil der Aufgaben der verantwortlichen Ein-

satzorganisationen zu übernehmen. Dabei soll auch auf Probleme eingegangen werden, zu 

denen es zwischen den Einsatzorganisationen und den Bürgern gekommen ist. Diese starke 

und vielfach effektive Bürgerbeteiligung bei der Katastrophenbekämpfung hat in mehreren 

untersuchten Ländern bei den Verantwortlichen der Hilfsorganisationen wie auch den zu-

ständigen Ämtern und Verwaltungen zu einem Umdenken geführt und es wurden Ansätze 

entwickelt, um diese spontan auftretende Hilfebereitschaft als zusätzliche Ressource bei der 

Schadensbewältigung zu nutzen. 

 

6.1 Spontane Bürgerbeteiligung bei Katastrophen 

Als eine der ersten gut dokumentierten Bürgerbeteiligungen bei einer Katastrophe ist die 

Schiffsexplosion im Hafen von Halifax, Kanada, aus dem Jahre 1917 zu nennen. Das an der 

Atlantikküste gelegene Halifax war während des Ersten Weltkrieges Nachschubhafen der 

Alliierten. Im Dezember 1917 kollidierte ein französischer Munitionsfrachter mit einem nor-

wegischen Schiff und explodierte daraufhin. Bei dem Unglück kamen über 1.600 Personen 

ums Leben, ein ganzer Stadtteil von Halifax wurde zerstört. Unmittelbar nach dem Halifax-

Unglück ließen sich viele positive Katastrophenbewältigungsphänomene erkennen. Direkt 

nach der Katastrophe formierte sich ein spontanes Bürgerkomitee, das rasch hilfreiche Maß-

nahmen entwickelte und umsetzte. Gleichzeitig wurde in der Stadt kurzzeitig über herr-

schende soziale Unterschiede hinweggesehen und die Menschen halfen und unterstützten 

sich gegenseitig. Die Stadt erhielt Geldspenden aus Kanada und der ganzen Welt und der 

zerstörte Stadtteil wurde von den Bewohnern in kurzer Zeit wieder aufgebaut.2  

 

                                                      
1
 Zur Motivation spontaner Hilfeleistender siehe Geißler, 2014. 

2
 Vgl. Dynes, 1970 und Jachs, 2011 S. 43 f. 
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Ein weiteres katastrophales Ereignis in Kanada war die Schneekatastrophe im Januar 1998, 

als eine Reihe von Eisstürmen im Osten des Landes zu schweren Stromausfällen führte und 

in der Folge ein Fünftel der Kanadier von der Stromversorgung abgeschnitten waren. Hier 

haben sich ebenfalls ad-hoc Gruppen gebildet, welche von Haus zu Haus liefen, sich nach 

dem Wohlbefinden der Bewohner erkundigten und Flyer mit wichtigen Informationen ver-

teilten. Auch wenn viele Mitglieder dieser Gruppen bestehenden Organisationen, wie Poli-

zei, Feuerwehr, Armee und medizinischer Einrichtungen, angehörten, so haben sich diese 

Gruppen jedoch spontan gebildet und zusammen mit der Zivilbevölkerung Aufgaben über-

nommen, die vorher nicht geplant oder geübt wurden. 1  

 

Im Unterschied zu normalen Unfällen sind bei Katastrophen meistens die direkt Betroffenen 

diejenigen, die erste Hilfe leisten. Sie übernehmen, sofern sie durch das Ereignis nicht 

schwer verletzt sind, Aufgaben wie die Suche und Rettung von Verletzten und treffen dar-

über hinaus sogar ärztliche Entscheidungen. Im Jahr 1987 traf der Tornado Edmonton die 

Gemeinde Evergreen in der kanadischen Provinz Alberta. Dabei starben ca. 20 Menschen 

und fast 200 Häuser wurden zerstört. Bevor die Einsatzkräfte eintrafen, wurde ein Großteil 

der Verletzten zu den medizinischen Einrichtungen mit den privaten Fahrzeugen der Überle-

benden gebracht. Dies bedeutete, dass die Einsatzkräfte ihre Vorgehensweise, z. B. die La-

gebilderstellung und bewährte Kräftekoordinierung, verändern mussten. So musste etwa die 

Triage nicht wie üblich am Unfallort, sondern direkt in den medizinischen Einrichtungen vor-

genommen werden. Auch das Krankenhauspersonal war von diesem ungewöhnlichen Vor-

gehen der Bürgerinnen und Bürger überrascht, da sie Verletzte aus den Privat-Autos holen 

mussten, was normaler Weise nicht zu ihren regulären Aufgaben gehörte.2 

 

In Polen waren während der Oderflut von 1997 ca. 100.000 Freiwillige direkt an der Hoch-

wasserbekämpfung beteiligt.3 Viele Freiwillige schlossen sich den Rettungsaktionen der 

staatlichen Einheiten des Katastrophenschutzes an. Sie zeigten ein enormes Engagement 

beim Kampf gegen das Hochwasser. Eine besondere Bedeutung kam hierbei der Bevölkerung 

von Großstädten zu, die in spontan organisierten Hochwasserschutzkomitees in einer „non-

stop"−Arbeit die Deiche mit Sandsäcken befestigte, diese erhöhte oder Sickerstellen besei-

tigte, und damit Siedlungen oder Straßen vor Überschwemmung schützte.4
 Nachbarschafts-

komitees beluden Lastwagen mit Möbeln, Kleidung und Lebensmitteln und fuhren in die 

betroffenen schlesischen Gebiete, um zu helfen.5 An den Hochwasserschutzaktionen betei-

ligten sich auch das Polnische Rote Kreuz, das Polnische Komitee für Sozialhilfe und die Pfad-

finder. Sie lieferten Ausrüstung, Lebensmittel, Bekleidung, Arzneimittel und führten im Rah-

men ihrer Möglichkeiten Evakuierungen durch.6 

                                                      
1
 Vgl. Scanlon, 1999. 

2
 Vgl. Scanlon, 2001 S. 4. 

3
 Vgl. Kundzewicz, et al., 1999. 

4
 Vgl. Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung, 1999. 

5
 Vgl. Wiedemann, 1997. 

6
 Vgl. Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung, 1999 
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Dass die „private“ Schadensbewältigung durch freiwillige Helfer jedoch von Seiten der zu-

ständigen staatlichen Stellen nicht immer als positiv wahrgenommen wurde, lässt sich an-

hand des folgenden Artikels des Spiegels vom 28.07.1997 zeigen: 

„Die Bewohner von Siechnice, einem Städtchen zehn Kilometer südlich von Breslau, 

sind verzweifelt und zornig. Höfe und Felder stehen seit zehn Tagen unter Wasser, das 

nicht abfließen kann und sich inzwischen in eine morastige Brühe verwandelt hat, in 

der jeder nur erdenkliche Dreck schwimmt, Abfälle und Fäkalien. Schweinekadaver 

und tote Kühe verwesen in der Julisonne. Ihre aufgeblähten Leiber verbreiten überall 

einen entsetzlichen Gestank. «Die ganze Hilfe geht nach Breslau, und uns lässt man 

hier im stinkenden Morast verkommen», schimpfen die empörten Einwohner. Als sie 

vorige Woche versuchten, mit eigenen Kräften einen Abfluss für die Giftbrühe zu gra-

ben, der die einzige Zubringerstraße nach Breslau abgeschnitten hatte, schickten 

ihnen die Behörden eine Abteilung Bereitschaftspolizei auf den Hals. Sie trieb die Bau-

ern mit Gummiknüppeln auseinander. Empört errichteten diese daraufhin Barrikaden 

und zündeten zum Protest Autoreifen an.“ 1 

 

Im Nachgang des Orkans Gudrun/Erwin im Jahr 2005 war in Schweden ein großes Maß pro-

sozialen Verhaltens und freiwilliger Mitarbeit der Bürger festzustellen.2 Da die schwedischen 

Katastrophenschutz-Behörden mit dem Ausmaß der Verwüstung ressourcenmäßig überlas-

tet waren, haben sich die Bürger in die Krisenbewältigung mit eingebracht. Zahlreiche Frei-

willige beteiligten sich an den Aufräumarbeiten, in dem sie z.B. umgestürzte Bäume weg-

schafften. Aber auch zahlreiche andere Aufgaben wurden von ihnen selbstständig über-

nommen. Jenseits dieser offensichtlichen Hilfeleistung übernahm die Bevölkerung, teils or-

ganisiert in Kirchengemeinden und Sportvereinen, verschiedene Aufgaben, so zum Beispiel 

die Unterstützung und Versorgung von Alten und Kranken mit Nahrungsmitteln und den 

Transport von Hilfebedürftigen. Für manche besonders risikoreiche Aufgaben konnten je-

doch Freiwillige nicht durch die Behörden herangezogen werden, da Erstere über keinen 

ausreichenden Versicherungsschutz verfügten.3 

 

Als zwei interessante Beispiele spontaner Bürgerbeteiligung in den USA lassen sich die Ereig-

nisse um die Hurrikans Katrina 2005 und Sandy 2012 anführen. Katrina hatte zur Folge, dass 

eine Flutwelle u.a. die Stadt New Orleans überflutete und zu einem Chaos führte. Besonders 

die Einsatzorganisationen waren mit dieser Situation schnell überfordert. In den einzelnen 

Stadtteilen bildeten sich besonders aus lokaler Ebene viele informelle Gruppen, in denen 

sich Nachbarn gegenseitig unterstützen. Eine diese Gruppen nannte sich selbst „Robin Hood 

Looters“, also Robin Hood-Plünderer. Die Gruppe bestand aus elf Freunden, die, nachdem sie 

ihre eigenen Familien in Sicherheit gebracht hatten, sich mittels Booten auf eine Art Ret-

                                                      
1
 Pollack, 1997. 

2
 Vgl. Palm, 2009 S. 62. 

3
 Vgl. Swedish Energy Agency, 2007 S. 65. 
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tungsmission begaben. Sie durchsuchten innerhalb von zwei Wochen ihr Viertel und retteten 

Lebende aus ihren eingeschlossenen Häusern. Leichen wurden dabei bewusst nicht gebor-

gen. Um die eigene Versorgung sicherzustellen, entwendeten sie aus verlassen Häusern Le-

bensmittel. Diese Vorgehensweise war auch der Grund für den Gruppennamen. Es kam bei 

den Aktionen der Gruppe auch zu informellen Absprachen mit der Polizei und der National-

garde. Diese unterstützten die Gruppe teilweise mit Fertiggerichten und übernahmen Über-

lebende zur Weiterbeförderung aus der überfluteten Gegend.  

 

Ein weiteres Beispiel für die spontane Bürgerbeteiligung in New Orleans soll angeführt wer-

den: Eine kleine Nachbarschaft aus einem Arbeiterviertel zog sich in eine Schule zurück. An-

fangs wurde jeder eingeladen, der Schutz suchte. Als die ersten Personen jedoch versuchten 

zu randalieren, wurden diese von den übrigen Personen des Hauses verwiesen und auch 

nicht wieder hereingelassen. Es wurden vor Eintreffen der Flut Lebensmittel und Decken 

eingelagert. Auf dem Höhepunkt waren bis zu vierzig Menschen in der Schule untergebracht. 

Lebensmittel wurden geteilt und an ältere Menschen herausgegeben, die ihre Häuser nicht 

verlassen konnten. 18 ältere Personen wurden auf das Dach der Schule gehievt, um dann 

von Rettungshubschraubern der Coast Guard evakuiert zu werden. Obwohl so über die Dau-

er rund 200 Menschen in der Schule versorgt wurden, wurde diese später gewaltsam durch 

die Polizei geräumt.1  

 

Im Zusammenhang mit der Bildung von spontanen Gruppen sei an dieser Stelle noch auf die 

Vielzahl von Graswurzelbewegungen eingegangen, die sich nach Katrina bildeten. Der Begriff 

Graswurzelbewegung (aus dem englischen kommend: grass-roots movement) ist eine Meta-

pher für politische oder gesellschaftliche Initiativen, die in erster Linie von Privatpersonen 

ausgehen und „von unten heraus“ entstehen. Einige dieser Bewegungen leisteten auch ein 

Jahr nach der Flut noch Aufbauarbeiten in den vollständig zerstörten Gebieten. Hervorzuhe-

ben ist die Gruppe Common Ground Relief, die sich Anfang September 2005 gründete. Die 

Arbeit von Common Ground Relief umfasst den ökologischen Wiederaufbau, die Renovierung 

von Häuser und Schulen, Bildungs- und Aufklärungsarbeit, aber auch politische Aktionen und 

wird bis heute fortgesetzt.2 Da die Einsatzorganisationen die notwendige medizinische Hilfe-

leistung nicht sicherstellen konnten, wurde von freiwilligen Medizinern während des Hurri-

kans Katrina die Common Ground Health Clinic gegründet und betrieben. Diese war zunächst 

nur eine Erste-Hilfe-Station, wurde aber ausgebaut und bietet heute eine kostenlose medizi-

nische Versorgung an.3 Jedoch kam es auch hier zu Schikanen seitens der Polizei-Behörden, 

besonders betroffen waren afro-amerikanische Helfer.4  

 

                                                      
1
 Vgl. Rodríguez, et al., 2006 S. 91 f. 

2
 Vgl. Common Ground Relief, 2014. 

3
 Vgl. Common Ground Health Clinic, 2014 

4
 Vgl. Toups, 2005. 
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Ähnlich wie bei Hurrikan Katrina wurden auch nach Sandy im Jahr 2012 die Hilfeleistungen 

der FEMA oder des Amerikanischen Roten Kreuzes von der betroffenen Bevölkerung als un-

zureichend empfunden. Die Bürger wussten sich aber vielerorts selbst zu helfen. Sie teilten 

ihre Vorräte, nahmen Fremde in ihren Wohnungen auf, versorgten ihre älteren Nachbarn 

oder verteilten Lebensmittel an Bedürftige. Vor allem nach der Katastrophe wurde Hilfe auch 

über Facebook organisiert. Es gab Aufrufe zu privaten Spenden- und Sammelaktionen sowie 

Beteiligungen an Aufräumarbeiten.1 

 

6.2 Aktivierung und Integration von Spontanhelfern als Aufgabe des Kata-

strophenschutz-Managements 

Im Nachgang zu den Queensland-Stürmen 2008 und dem Black-Saturday Buschfeuer 2009 in 

Australien wurde die Arbeit der Spontan-Freiwilligen eingehender untersucht und diese zu 

ihrer Motivation und den Eindrücken in der Krise befragt. Es wurde dabei folgende Ergebnis-

se gewonnen:2 

 81,2 % der Befragten gaben an, dass sie sich über die Berichterstattung in den Medi-

en dazu aufgefordert gefühlt haben, zu helfen. Bei 61,7 % erfolgte der Anstoß zu hel-

fen durch Gespräche mit anderen Menschen.  

 Rund ¾ der Befragten (78 %) boten ihre Hilfe innerhalb einer Woche nach den Kata-

strophenereignissen an. 

 Fast alle Befragten waren sich einig, dass der Wunsch anderen zu helfen bei ihrer 

Entscheidung für sie sehr wichtig (86,2 %) oder wichtig (11,7 %) war. 

 Viele (61,7 %) waren bereit, alles ihnen Mögliche für andere zu tun. 

 Weiterhin berichtete über die Hälfte der Befragten (65,2 %), dass ihre angebotene 

Hilfe nicht genutzt bzw. angenommen wurde. 

 

In Anbetracht der Forschungsergebnisse und der durch die Katastrophen erlebten Erfahrun-

gen (allein während des Black Saturday Bushfeuers haben sich 22.000 Freiwillige gemeldet3), 

wurde das Thema der Spontan-Freiwilligen im australischen Katastrophenschutz aufgegriffen 

und konzeptionell weiter entwickelt. Hieraus entstand das Spontaneous Volunteer Manage-

ment Resource Kit, ein Leitfaden, der sich an Behörden und Hilfsorganisationen im Katastro-

phenschutz richtet und sowohl über die Notwendigkeit der Einbeziehung, als auch über Ver-

fahrensregeln und Probleme bei der Einbeziehung berichtet. Zentrales Anliegen des Leitfa-

dens ist es, Spontan-Freiwillige als wertvolle und flexible Ressource zu verstehen, welche 

eine aktive Rolle sowohl bei der Nothilfe, als auch bei der Wiederherstellung nach der Kata-

strophe einnehmen können. Sie verfügen über das Wissen von lokal verfügbaren Ressourcen 

und sind teilweise hochqualifiziert. Weiterhin kann der effektive Umgang mit Spontanen 

dazu beitragen, dass diese sich später in den Hilfsorganisationen verpflichten. Als Problem 

                                                      
1
 Vgl. Sticher, 2013 S. 4. 

2
 Vgl. Cottrell, 2010 S. 2. 

3
 Vgl. Commonwealth of Australia, 2010 S. 2 - Section 1. 
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bei der Einbindung von spontanen Freiwilligen wird beschrieben, dass diese aufgrund ihrer 

unterschiedlichen Qualifikationen nicht immer für eine geeignete Aufgabe eingesetzt wer-

den können und teilweise überqualifiziert sind, wodurch eine Demotivation entstehen kann. 

Als ein weiteres Problem wurde festgestellt, dass die angegeben Kenntnisse und Fähigkeiten 

teilweise nicht vorhanden waren. All diese Probleme lassen sich jedoch durch eine gezielte 

und vollständige Registrierung minimieren, etwa wenn sie per Telefon oder Online befragt 

werden, wann und wie sie die angegebenen Fähigkeiten zuletzt ausgeführt haben. Weiterhin 

ist zu beachten, dass die Personen zuvor nicht in einer Katastrophe gearbeitet haben bzw. 

ihre speziellen Qualifikationen zuvor nicht unter Extrembedingungen ausführen mussten. 

Hier hilft ein umfassendes Briefing vor dem Einsatz oder die direkte Zuweisung eines spon-

tanen Freiwilligen zu einem erfahrenen Mitarbeiter der Behörden/Hilfsorganisation, welche 

im Anschluss eine Art Tandem bilden.1 

 

Ein koordinierter Ansatz für das Freiwilligenmanagement erfordert, dass die Katastrophen-

schutz-Organisationen bereits im Vorfeld die Fähigkeiten und Rollen der spontanen Helfer 

identifizieren. Wichtig ist auch, dass die Bevölkerung vor möglichen Krisen und Katastrophen 

über deren mögliche Arbeit informiert und ihr ein realistisches Bild von deren Einsatzmög-

lichkeiten vermittelt wird. Im Falle einer Katastrophe sollte die Bevölkerung mittels einer 

umfassende Krisenkommunikation über die Lage und die Notwendigkeit von Freiwilligenar-

beiten informiert werden. Wie bereits beschrieben, sollten die spontanen Freiwilligen sorg-

fältig registriert, nach ihren Möglichkeiten einsetzt und ihre Arbeit während und nach der 

Katastrophe wertgeschätzt bzw. diese Wertschätzung auch vermittelt werden.2  

 

Der Bereich der Kommunikation nimmt innerhalb des Konzeptes einen hohen Stellenwert 

ein. Hierbei wird u.a. festgehalten, dass alle Ebenen bereits vorher vereinbaren sollten, die 

Nachrichten zu koordinieren. Des Weiteren ist es wichtig, dass die ausgegebenen Nachrich-

ten unabhängig von ihrer Quelle konsistent sind und dass die Nachrichten den Übergang von 

der Katastrophenbewältigung zur Wiederherstellung verdeutlichen. Es sollte nie einen gene-

rellen Aufruf zur Mitwirkung geben, sondern, bei Erfordernis spezielle Fähigkeiten angefragt 

und Alternativen zur spontanen Freiwilligenarbeit vorgeschlagen werden, wenn diese nicht 

benötigt wird, etwa das Spenden von Geld. Für die richtige Kommunikation mit der Öffent-

lichkeit wurde die Katastrophe in vier Stadien unterteilt, für welche entsprechenden Mittei-

lungen entwickelt werden müssen:3 

1. Beginn der Katastrophe (Emerging): Das erste Stadium umfasst die Zeit unmittelbar 

nach dem katastrophalen Ereignis, bei dem die Folgen noch nicht abschätzbar sind 

und besonders die Kommunen noch keinen Überblick über benötigte Hilfe haben. 

Hier stellt die Botschaft eine Aufforderung dar, die Einsatzkräfte nicht zu behindern 

und auf weitere Nachrichten zu warten.  

                                                      
1
 Vgl. Commonwealth of Australia, 2010 S. 6 f. - Section 1. 

2
 Vgl. Commonwealth of Australia, 2010 S. 2 - Section 2. 

3
 Vgl. Commonwealth of Australia, 2010 S. 2 f. - Section 3. 
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2. Erste Hilfe (Initial Response): Diese Phase umfasst den Zeitraum von 12-24 Stunden 

nach dem Ereignis. In diesem wird der Bevölkerung mitgeteilt, dass die Schäden ge-

prüft werden, dass Geldspenden die erste Wahl der Hilfe sind und dass möglicher 

Weise in näherer Zukunft spezielle Kenntnisse von Freiwilligen benötigt werden. Die-

se lassen sich über Webseiten und über die Hilfsorganisationen erfragen. 

3. Fortlaufende Hilfe (Ongoing response): Diese Phase umfasst den größten Teil der Hil-

fe, besonders die Aufräum- und Wiederherstellungsarbeiten. In dieser erfolgt der 

Dank für das Interesse und die Hilfe. Die Menschen werden aufgefordert, sich (be-

sonders mit speziellen Fähigkeiten) online zu registrieren und weiterhin die Ret-

tungskräfte nicht zu behindern. 

4. Abschluss (Stand down): Es werden keine Spontan-Freiwilligen mehr benötigt. Hier ist 

nochmals der Dank für die geleistete Arbeit wichtig. Die weiteren Aufräumarbeiten 

werden über Ehrenamtliche in den Hilfsorganisationen abgewickelt, gefolgt von ei-

nem Aufruf, bei Interesse Mitglied in einer Hilfsorganisation zu werden. 

 

Im Weiteren werden in dem Spontaneous Volunteer Management Resource Kit noch Hand-

lungsempfehlungen zur Registrierung, Kommunikationsbeispiele und Empfehlungen zur Im-

plementierung von Spontan-Freiwilligen in die bestehenden Management-Prozesse auf 

(bundes-)staatlicher und kommunaler Ebene gegeben. 

 

In den USA stellte sich nach den Anschlägen vom 11. September 2001 die Frage nach dem 

Umgang mit Spontan-Freiwilligen. Nach dem Angriff auf das World Trade Center waren die 

Organisationen des Katastrophenschutzes schnell überfordert, auch, da ein Teil ihrer Infra-

struktur bei dem Angriff selbst zerstört wurde. Gleichzeitig stieg jedoch die spontane freiwil-

lige Hilfsbereitschaft enorm an. Die zuständigen Behörden wurden von Nachfragen im Zu-

sammenhang mit freiwilligen Hilfeleistungen geradezu überrannt. Tatsächlich wollten so 

viele Menschen helfen, dass die Organisationen und Behörden Spontanhelfer nach Hause 

schicken mussten, weil sie nicht mehr benötigt wurden.1 Die Freiwilligen übernahmen eine 

Vielzahl von Aufgaben: sie motivierten die Ground-Zero-Arbeiter, gaben Massagen, verteil-

ten Speisen, richteten Schlafplätze her, arbeiteten als Übersetzer oder halfen bei Transport- 

und Aufräumarbeiten.2 

 

Im Nachgang der Ereignisse vom 11. September wurde die Notwendigkeit einer besseren 

Planung und Einbeziehung von spontanen Freiwilligen in das Katastrophenmanagement 

deutlich. Zu dieser Erkenntnis kamen Experten aus den Bereichen Freiwilligenarbeit und Ka-

tastrophenmanagement. Das Logistikunternehmen UPS, das Freiwilligennetzwerk Points of 

Light Foundation & Volunteer Center National Network und die FEMA veranstalteten anläss-

lich der zurückliegenden Ereignisse im April 2002 ein Forum zu dem Thema Disaster Volunte-

erism. Eingeladen wurden Teilnehmer aus über 45 Organisationen, um über Herausforde-

                                                      
1
 Vgl. Lowe, et al., 2003 S. 1. 

2 Vgl. Lowe, et al., 2003 S. 4. 
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rungen und Chancen von Spontanhelfern in Katastrophen zu diskutieren. Im Anschluss wur-

den Handlungsempfehlungen für den richtigen Umgang mit spontanen Freiwilligen entwi-

ckelt. Die Arbeit in dem Forum war ein erster Schritt, der weiter ausgebaut wurde. Im Früh-

jahr 2003 beauftragte die National Voluntary Organizations Active in Disaster (NVOAD) einen 

Verwaltungsausschuss, um die bisherigen Ideen auszubauen und Empfehlungen, die auf lo-

kaler Ebene umgesetzt werden können, zu entwickeln. Das Gremium kam zu dem Ergebnis, 

dass Katastrophenmanagement nur durch Planung funktioniere und deshalb ein im Vorfeld 

ausgearbeiteter Notfallplan, indem Freiwillige berücksichtigt werden, zur Bewältigung diver-

ser Katastrophenlagen unabdingbar sei. Es wurde daher der Leitfaden Managing Spontane-

ous Volunteers in Times of Disaster: The Synergy of Structure and Good Intentions erarbeitet. 

Der Leitfaden gibt Empfehlungen zur richtigen Einbindung von spontanen Helfern in das Kri-

senmanagement. Zu Beginn werden zehn Leitsätze1 vorgestellt, die als Orientierungshilfe bei 

der Planung für die Einbindung von Unaffiliated volunteers, also spontanen Freiwilligen, im 

Katastrophenmanagement dienen sollen. Es handelt sich dabei um Rahmenempfehlungen, 

die auf Best Practice Erfahrungen basieren. Zum Beispiel wird auf die Bedeutung eines guten 

Informationsmanagements hingewiesen, da eine klare, konsistente und zeitnahe Kommuni-

kation mit Freiwilligen für deren erfolgreiche Einbindung essentiell sei. Im Anschluss folgen 

Checklisten. Diese sind unter Bezugnahme auf den Katastrophenmanagement-Zyklus in die 

Phasen Vermeidung, Vorbereitung, Einsatz und Wiederherstellung unterteilt und enthalten 

wichtige Arbeitsschritte, die auf lokaler Ebene umgesetzt werden können. Einige ausgewähl-

te Schritte werden im Folgenden wiedergegeben: 2 

 

Phase 1: Vermeidung 

 Bestehende Gesetze und Regelungen zu Haftungsgrenzen und Schutz der Spontan-

helfer im Vorfeld kennen 

 Öffentliche Aufklärungskampagnen starten, die die Menschen mit verschiedener 

ethnischer Zugehörigkeit ermutigen, sich zu engagieren 

 

Phase 2: Vorbereitung 

 Freiwillige in die lokalen und staatlichen Notfallpläne einbeziehen  

 Volunteer Coordination Team (VCT) als Koordinierungsstelle für Freiwilligenarbeit im 

Katastrophenfall bilden 

 Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen professionellen Einsatzkräften und 

Angehörigen freiwilliger Organisationen gewährleisten, Identifizierung weiterer mög-

licher Partner und Aufbau kooperativer Beziehungen zu Organisationen wie Schulen, 

Universitäten, Krankenhäuser, Nachbarschaftsgruppen, Glaubenseinrichtungen, Se-

nioren Programmen etc. 

 Aufbau eines Volunteer Reception Center (VRC). Diese Registrierungsstelle dient im 

Katastrophenfall dazu, eine größere Zahl Freiwilliger erfassen zu können, um sie dann 

                                                      
1
 Die Leitsätze wurden übersetzt und sind im Anhang nachzulesen. 

2
 Vgl. Points of Light Foundation & Volunteer Center National Network, 2003 S. 7 ff. 
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je nach Bedarf und Fähigkeiten den verschiedenen Organisationen zuordnen zu kön-

nen  

 

Phase 3: Einsatz 

 Aktivierung des Volunteer Coordination Team und Besetzung der Schlüsselrollen mit 

dem im Vorfeld ausgebildeten Personal 

 Aktivierung des Volunteer Reception Centers, um  folgende Aufgaben umzusetzen: 

o Registrieren der Freiwilligen 

o Bestimmen ihrer Fähigkeiten 

o Rekrutierung der Freiwilligen für bestimmte Aufgaben 

o Bereitstellen von Informationen über die Verfügbarkeit medizinischer Dienste 

für die Freiwilligen 

 

Phase 4: Wiederaufbau 

 Aufrechterhaltung und Stärkung des VCT für Aufbauarbeiten 

 Versicherungsfragen prüfen 

 Beratungsdienste (u.a. psychologische Nachbetreuung) für die Freiwilligen anbieten 

 Freiwilligen über ihre erlebten Erfahrungen befragen und diese in der zukünftigen 

Planung berücksichtigen (Evaluierung) 

 Freiwilligen Dank für Dienst an der Gemeinschaft aussprechen  
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7 Neue Ansätze der externen Kommunikation im Krisen- und Kata-

strophenmanagement 
Wie bereits im Spontaneous Volunteer Management Resource Kit festgestellt, kommt der 

Kommunikation eine erhebliche Bedeutung bei der Einbeziehung der Bürger in den Kata-

strophenschutz zu. Dies beginnt bei einer umfassenden Risikokommunikationsstrategie, wel-

che die Resilienz der Bürger stärkt und deren Integration in den voraus planenden Katastro-

phenschutz unterstützt. Dies erfolgt mit Flyern, Aufrufen zur Beteiligung oder Infoveranstal-

tungen. In der eigentlichen Krise bzw. Katastrophe kann die Kommunikation auf zwei unter-

schiedliche Arten helfen. Zum einen als Einweg-Kommunikation, welche über die Lage in-

formiert und Hinweise zum richtigen Verhalten gibt. Allgemeine Aufrufe zur gegenseitigen 

Hilfe und Unterstützung sind ebenfalls möglich. Ein deutlich größeres Potenzial hat die 

Zweiweg-Kommunikation. Die Bevölkerung hat hier die Möglichkeit, „von unten“ zu kom-

munizieren und Informationen zur Lage vor Ort, zum Hilfebedarf wie auch zu Ressourcen, die 

abgegeben werden können, „nach oben“ zu übermitteln. Kommunikation kann allerdings 

auch horizontal erfolgen, d.h. unmittelbar zwischen den Menschen vor Ort. Es liegt auf der 

Hand, dass die Zweiweg-Kommunikation und insbesondere der „demokratische“ horizontale 

Informationsaustausch wichtige Mittel zur Aktivierung, Koordinierung und Einbindung von 

Spontanhelfern sind bzw. sein können. Idealerweise werden dadurch die Voraussetzungen 

für eine weitgehende Selbststeuerung dieser Kräfte verbessert. Die erweiterten Möglichkei-

ten des Informationsaustauschs führen beispielweise dazu, dass sich die Freiwilligen dort 

einfinden, wo ein besonderer Hilfebedarf besteht oder sich abzeichnet. Diese erweiterten 

Kommunikationskanäle bieten auch die Möglichkeit zur Abstimmung zwischen spontanen 

Helfern und regulären Einsatzkräften. Dieses sollte durch Personen mit Leitungsfunktion in-

nerhalb der regulären Einsatzorganisation erfolgen. Nachfolgend werden die in den unter-

suchten Ländern genutzten Techniken aber auch die organisatorische Einbindung und die 

Verantwortlichkeiten in der externen Krisen- und Katastrophenkommunikation exemplarisch 

dargestellt. 

 

7.1 Bürgeraktivierung und –einbeziehung durch neue Kommunikations-

medien und -formen 

Bei der Einwegkommunikation bilden in den untersuchten Ländern klassische Medien wie 

Fernsehen und Rundfunk die Basis für die Übertragung von Nachrichten. Darüber hinaus sind 

Internetseiten und SMS/E-Mail-Benachrichtigungen ein weiterer wichtiger Baustein, um die 

Bevölkerung zu informieren. Hierzu werden in den Ländern teilweise Systeme verwendet, 

welche die einzelnen Medien bündeln, um so über mehrere Kanäle zur gleichen Zeit Mel-

dungen zu übertragen, etwa das kanadische National Public Alerting System (NPAS)1 oder 

das US-amerikanische Integrated Public Alert and Warning System (IPAWS)2. Darüber hinaus 

sind in einigen untersuchten Ländern Sirenen installiert, die über eine nahende Bedrohung 

                                                      
1
 Vgl. Public Safety Canada, 2014d. 

2
 Vgl. Federal Emergency Management Agency, 2014c. 
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informieren. Hier sind Länder wie Dänemark mit 1.078 Sirenen1, Schweden mit über 4.100 

Sirenen2 oder Österreich mit über 8.100 landesweiten Feuerwehrsirenen und 176 neuen 

Zivilschutzsirenen in Wien zu nennen3. 

 

Ein relativ neues Kommunikationsmedium sind die Sozialen Medien4, welche bereits im Ka-

tastrophenschutz einen festen Platz eingenommen haben, sowohl auf Seite der zuständigen 

Behörden und Hilfsorganisationen, als auch auf der Seite der betroffenen Bürger. Social Me-

dia ermöglichen sowohl Formen der vertikalen Zweiweg-Kommunikation als auch der hori-

zontalen Kommunikation zwischen Betroffenen bzw. Helfern. Facebook, Twitter und weitere 

soziale Netzwerke eignen sich hervorragend, um Nachrichten und Hinweise abzusetzen und 

diese zu kommentieren. Über Live-Uploads von Bildern und Videos können die Geschehnisse 

vom Unglücksort zeitnah dokumentiert und verbreitet werden. Beispielsweise entwickelte 

sich während der Überflutungen in den australischen Bundesstaaten Queensland und Victo-

ria im Jahr 2011 die Queensland Police Service Page auf Facebook zu einer der Hauptquellen 

zur Informationsbeschaffung. Außerdem entstanden während der Überflutung mehrere 

Community Group Pages auf Facebook, die zur Sammlung und Vermittlung von Informatio-

nen bezogen auf die eigene Gemeinde, Familie und Freunden genutzt wurden.5  

 

Da zunehmend mehr Menschen über einen mobilen Internetzugang verfügen, können sozia-

le Netzwerke auch abgerufen werden, wenn andere Informationskanäle wie Fernseher oder 

Radio durch Stromausfälle nicht verfügbar sind. So war während des Hurrikans Sandy, trotz 

Stromausfalls und stellenweise zusammengebrochener Telekommunikationsnetze der Emp-

fang der mobilen Internet-Netze relativ stabil, wodurch bspw. über 20 Mio. Tweets abge-

setzt konnten.6 Im Gegensatz zu Telefonnetzwerken, die durch die Flut von Anrufen nach 

einer Katastrophe zusammenbrechen, sind soziale Netzwerke in der Lage, hohe Datenauf-

kommen (teils zeitversetzt) zu bewältigen. Untersuchungen haben gezeigt, dass Soziale Me-

dien in Katastrophen eine zunehmend wichtigere Rolle einnehmen. Im Jahr 2012 führte das 

kanadische Rote Kreuz mit 1.000 Bürgern eine repräsentative Umfrage zum Thema „Social 

media during Emergency“ durch. Laut der Umfrage nutzt die Mehrheit (64%) der kanadi-

schen Bevölkerung Netzwerke wie Facebook oder Twitter. Die Nutzer zeigten sich aufge-

schlossen gegenüber der Möglichkeit, krisenrelevante Informationen über das jeweilige 

Netzwerk zu erhalten und miteinander bzw. mit anderen auszutauschen und gaben an, dies 

auch im Falle einer Krisensituation zu tun, um beispielsweise ihre Freunde und Familien zu 

kontaktieren. Dabei erwarten 63%, dass Notrufe, die über Soziale Medien abgesetzt werden, 

                                                      
1
 Vgl. Danish Emergency Management Agency, 2012b 

2
 Vgl. Swedish Civil Contingencies Agency, 2014. 

3
 Vgl. Bundeskanzleramt Österreich, 2014b. 

4
 Siehe hierzu auch die Untersuchung: Welche Möglichkeiten bietet der Einsatz von sozialen Medien im Krisen- 

und Katastrophenmanagement für die Behörden und die Bevölkerung? Archut, et al., 2013. 
5
 Bird, et al., 2012 S. 28. 

6
 Vgl. Shih, 2012 und Ropeik, 2012. 
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von den Rettungskräften beantwortet werden.1 Auch in den USA spielen soziale Medien eine 

zunehmende Rolle in Notfällen und Katastrophen. Eine Online-Umfrage des Amerikanischen 

Roten Kreuzes vom Juli 2010 ergab, dass von den 1.058 Befragten zwischen 18 und 35 Jahren 

über die Hälfte während einer Katastrophe auf soziale Medien zurückgreifen würde, um In-

formationen bei Notfällen zu erhalten. Facebook ist dabei die beliebteste Social-Media-

Website. 2 Mittlerweile wird auch von staatlicher Seite dazu übergegangen, die Bürger aufzu-

fordern, Soziale Netzwerke zu nutzen. So wird empfohlen, nach einer Katastrophe die eige-

nen Profile auf sozialen Plattformen zu aktualisieren, um Familie und Freunde wissen zu las-

sen, dass es einem gut geht. Durch die Reduzierung von Anrufen soll sichergestellt werden, 

dass die Telefon-Netzwerke nicht zusammenbrechen. 

 

Es gibt zudem eine Vielzahl von Social-Media Angeboten, die vor und während Katastrophen 

hilfreich sind, z.B. US-staatliche Angebote wie ReadyDotGov. Über diese Anwendung werden 

Tipps und allgemeine Warnungen gegeben: Was ist zu tun, um Haus und Familie auf den 

Sturm vorzubereiten? Wo kann man sich informieren, was sollte man beachten? Das Rote 

Kreuz hat zudem zwei kostenlose Apps: Die SOS-App, die bei Erster Hilfe und der Wiederbe-

lebung Anleitung gibt und die Shelter-App, die Personen mithilfe von Geodaten zum nächs-

ten Schutzraum führt. 3 Eine weitere nützliche Anwendung ist Stormpins. Mit dieser können 

US-Bürger ihre Nachbarn oder offizielle Stellen über Gefahren informieren. Da die App mit 

GPS-Geodaten gekoppelt ist, erhält jeder Nutzer automatisch neue Warnungen in seiner 

Nähe.4 

 

Bei der Steigerung der Resilienz, wie sie in Kapitel 3 beschrieben wurde, steht auch der Er-

halt der Kommunikationsfähigkeit der Bevölkerung im Vordergrund. Im Rahmen der kana-

dischen Emergency Preparedness Week 2014 wurden diesbezüglich folgende Empfehlungen 

an die Bevölkerung ausgegeben, damit diese sich sowohl auf die Krise vorbereiten, als auch 

in der Krise richtig mit den vorhandenen Kommunikationsmitteln umgehen:5 

 Nutzen Sie wenn möglich sprachlose Telekommunikationsmöglichkeiten, wie SMS, E-

Mail, oder soziale Medien. Diese nutzen eine geringere Funk-Bandbreite als die 

Sprach-Kommunikation und funktionieren daher mit höherer Wahrscheinlichkeit als 

Anrufe. 

 Wenn Sie das Telefon nutzen müssen, halten Sie Ihre Unterhaltung kurz und tau-

schen Sie nur wichtige Informationen mit den Einsatzkräften oder Ihrer Familie aus. 

Dies schont auch die Akkus Ihres Telefons 

 Waren Sie nicht in der Lage Ihren Anruf zu beenden? Warten Sie 10 Sekunden mit der 

Wahlwiederholung, dieses verringert eine Netzüberlastung. Schnurlose Telefone 

                                                      
1
 Vgl. Canadian Red Cross, 2012 S. 2-4. 

2
 Vgl. American Red Cross , 2010 S. 6-8. 

3
 Vgl. Biermann, 2012. 

4
 Vgl. Stormpins.com, 2014. 

5
 Vgl. Public Safety Canada, 2014b S. 14. 
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werden bei einem Stromausfall nicht funktionieren. Sofern Sie einen Festnetzan-

schluss besitzen, halten Sie mindestens ein schnurgebundenes Telefon in Ihrem Haus 

bereit. 

 Halten Sie Ersatz-Batterien oder eine Aufladegerät in Ihrem Notfall-Kit bereit. Erwä-

gen Sie die Anschaffung eines kurbel- oder solarbetrieben-Auflader oder eines Kfz.-

Ladelabels. Sofern Sie kein Mobiltelefon besitzen, halten Sie eine Prepaid-

Telefonkarte in Ihrem Notfall-Kit bereit. 

 Halten Sie Ihre Kontakte auf dem Mobiltelefon, dem E-Mail-Account oder anderen 

Medien auf dem neusten Stand. Dieses macht es einfacher, wichtige Personen wie 

Ihre Familie, Ihre Freunde, Nachbarn, die Schule Ihrer Kinder oder den Versiche-

rungsagenten zu erreichen. 

 Sofern Sie ein Smartphone besitzen, speichern Sie sich auf Ihrer Karten-Anwendung 

Safe-Meeting-Points. 

 Schonen Sie den Akku Ihres Smartphones, etwa durch die Reduzierung der Bild-

schirmhelligkeit, der Aktivierung des Flugzeugmodus und der Schließung nicht benö-

tigter Anwendungen. Man weiß nie, wie lange ein Stromausfall dauern wird. 

 Denken Sie in einem Notfall daran, die 9-1-1 zu wählen um Menschenleben zu retten. 

Derzeit können Sie keine SMS an die 9-1-1 versenden. Sofern es sich um keinen Not-

fall handelt, nutzen Sie nicht die 9-1-1. Sofern Ihr Gebiet die Service-Rufnummer 3-1-

1 anbietet, nutzen Sie diese oder andere Informationsnummern. 

 

Ein Beispiel aus den USA zeigt, dass auch Privatunternehmen ihren Teil zur Kommunikation 

bei Katastrophen beitragen können. Bei der Informationsbeschaffung über die aktuelle Lage 

in Krisengebieten und die angerichteten Schäden, etwa bei Stürmen und Hurrikans, kommt 

der FEMA die Restaurant-Kette Waffle House zur Hilfe. Durch den sog. Waffle House Index 

kann die FEMA feststellen, wie groß die Zerstörung vor Ort ist. Dieser Index geht von grün 

(das Restaurant ist vollständig in Betrieb, somit sind die Schäden gering) bis hin zu rot (das 

Restaurant ist geschlossen, folglich ist mit hohen Schäden zu rechnen). Durch ein flächende-

ckendes Netz von ca. 1.600 Filialen im Süden der USA und ein eigenes Funksystem werden 

bei Katastrophen die Meldungen über die aktuelle Lage schnellst möglichst weitergegeben. 

Ziel von Waffle House ist es, die Restaurants unmittelbar nach der Katastrophe wieder zu 

öffnen, um so die Bevölkerung wieder mit Essen zu versorgen.1 

 

Da Australien mit mehr als 200 Sprachgruppen eines der am stärksten multikulturellen Län-

der der Welt ist, liegt ein entscheidender Fokus in der Notfallkommunikation auch auf multi-

kulturellen und nicht englischsprachigen Gemeinden. Diese Gemeinden werden als beson-

ders verwundbar in Bezug auf Katastrophen angesehen, wenn z.B. auf Grund von Sprachbar-

rieren nicht auf Informationen zugegriffen werden können. Im Manual 44 „Guidelines for 

Emergency Management in Culturally and Linguistically Diverse [CALD] Communities” wird 

die Wichtigkeit intensiver Vorbereitung für und Informationssammlung über einzelne Ge-

                                                      
1
 Vgl. Welt der Wunder, 2014 S. 66. 
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meinden und Kulturen hervorgehoben. Dies ist die Grundlage für eine gezielte Information 

und steigert die Chance zur Aktivierung dieser Bevölkerungsgruppen. Betont wird die Not-

wendigkeit, eine vertrauensvolle Beziehung mit den CALD-Communities aufzubauen, um 

Kommunikationskanäle zu etablieren und formale Absprachen bezüglich des Engagements, 

der Rollen und Verantwortlichkeiten zu treffen.1 

 

7.2 Beispiele für fehlgeschlagene externe Krisenkommunikation  

Abschließend soll auf Fälle eingegangen werden, bei denen die Kommunikation in der Krise, 

vornehmlich die Kommunikation von Behördenseite und Medien zu den Bürgern, nicht prob-

lem- und fehlerfrei gelaufen ist. Gerade aus solch schlechten Erfahrungen lassen sich Lehren 

ziehen und ein geeigneteres Kommunikationsmanagement aufbauen. Die fehlgeschlagene 

Kommunikation lässt sich dabei auch statistisch auswerten. Eine Befragung im Anschluss 

eines größeren Stromausfalls im Jahre 2007 in der Region Bommeler und Tielerwaard (Nie-

derlande) ergab, dass rund 60% der Befragten nicht im Vorfeld gewusst haben, wie sie sich 

im Falle eines Stromausfalls verhalten müssten. 40 % wussten, wie sie bei einem solchen 

Ereignis zu reagieren hätten, davon gaben allerdings nur 3 % an, dass sie ihre Informationen 

aus der nationalen Vorsorgekampagne Denk Vooruit (Informationen über Verhalten in Kri-

sen) hatten. Die verbleibenden 36 % bezogen ihr Wissen aus anderen Medien oder früheren 

Ereignissen. Größte Informationsquelle während des Stromausfalls waren nach Angaben der 

Befragten die eigenen Nachbarn. Weitere wichtige Informationsgeber waren die Gemeinde 

und die vom ansässigen Energieversorger geschalteten Informationshotlines sowie Personen 

aus dem öffentlichen Leben (Busfahrer, Bäcker oder Polizei). Lautsprecherdurchsagen wur-

den so gut wie gar nicht gehört. Informationsbriefe, die von der Gemeinde verschickt wur-

den, kamen erst nach ca. 46 Stunden an, also kurz bevor der Strom wieder lief. Über SMS-

Alarm, den kostenlosen Service der Polizei, wurden 5 % der Bürger gewarnt, dieser Service 

stellte sich als sehr effektiv heraus, allerdings nur für angemeldete Bürger.2 Eine weitere 

Studie nach einem Stromausfall im Januar 2010 in den Regionen Hillegom, Katwijk, Lisse, 

Noordwijk Teylingen kam zu ähnlichen Ergebnissen. Die Bürger, die man während des 

Stromausfalls vorwiegend über Lautsprecherwagen und Radio (Notfall-Kanal) informierte, 

wurden kaum erreicht. Das Informationsbedürfnis der Bürger und die von ihnen bevorzugten 

Wege der Informationsbeschaffung deckten sich nicht mit der Kommunikationspraxis der 

Gemeinden.3 

 

Zu Beginn des Hochwassers 1997 gab es große Unterschiede bezüglich der Reaktionszeiten 

der betroffenen Länder. Während in Tschechien und Deutschland die drohende Gefahr der 

Überschwemmungen richtig eingeschätzt wurde, bagatellisierten im kurz vor der Wahl ste-

henden Polen sowohl Politiker als auch die Medien die drohende Hochwasser-Gefahr.4 Hinzu 

                                                      
1
 Vgl. Commonwealth of Australia , 2007. 

2
 Vgl. Helsloot, et al., 2009 S. 65 ff. 

3
 Vgl. Neuvel, et al., 2010 S. 5. 

4 Vgl. Gießmann, 2002 S. 19 ff. 



44 
 

kam, dass die hydrologischen Informationen und Prognosen nur partiell die lokalen Behör-

den erreichten. Diese waren folglich schnell mit der Situation überfordert. Erst im Zuge der 

wachsenden Bedrohung durch das Hochwasser sowie der sich häufenden Warnungen, Mel-

dungen und Informationen über die Wetterlage, riefen die jeweiligen Provinzen Hochwas-

seralarm für die gefährdeten Regionen aus.1 Doch die Hochwasserwarnung erreichte viele 

Ortschaften erst, als es bereits zu spät war, da im Vorfeld versäumt wurde, ein effizientes 

Hochwasserwarnsystem zu errichten. Die Kommunikation der Einsatzkräfte untereinander 

war ebenfalls problematisch. Polizei, Feuerwehr und Streitkräfte konnten nicht miteinander 

kommunizieren, weil ihre Funkgeräte auf unterschiedliche Frequenzen eingestellt waren. Zu 

den betroffenen Provinzen war ebenfalls die Kommunikation abgebrochen. Tagelang hatte, 

der Sonderstab des Staatspräsidenten ausgenommen, keine Behörde Kontakte zu den Einge-

schlossenen.2  

 

Die Flut war wochenlang dominierendes Thema in den polnischen Medien. Besonders die 

Live-Übertragungen aus den „Anti-Krisen-Ausschuss“-Meetings sorgten für hohe Einschalt-

quoten. Die Sendungen erreichten ein Publikum von etwa 5,3 Millionen Menschen. Dies ent-

spricht der höchsten Zuschauerquote aller bis dahin ausgewerteten Fernsehereignisse in 

Polen. Diese Zahlen verdeutlichen das enorme Informationsbedürfnis der Menschen wäh-

rend Katastrophen.3 Hochwasser ist ein relativ leicht zu vermittelndes Phänomen. Aus die-

sem Grund wurde das Ereignis sowohl in den Medien als auch in den damaligen Wahlkampf 

(Parlamentswahlen) stark eingebunden. Ergebnis dieser öffentlichen Debatte war, dass ein 

Großteil der Bevölkerung davon überzeugt war, dass allein die Inkompetenz der Behörden 

Schuld an den Folgen der Flut sei. Dass es sich bei der Flut 1997 auch um ein besonders sel-

tenes Ereignis handelte, dessen Auswirkungen kaum hervorgesehen werden konnten, wurde 

dabei komplett außer Acht gelassen. Nach Jahrzehnten der Pressezensur ist die Freiheit der 

Presse ein wesentliches Grundrecht in Polen geworden. Während der Flut erlebte die Bevöl-

kerung auch die Kehrseite der Pressefreiheit: Auf der Jagd nach Sensationen überschlugen 

sich die Medien mit widersprüchlichen Aussagen. Es gab u.a. falsche Wettervorhersagen und 

ein lokaler Fernsehsender in Warschau verbreitete die Information, dass sich die Flut mit 

einer 7 m hohen Welle der Hauptstadt näherte. Diese Fehlinformationen schürten Angst in 

der Bevölkerung. Hieran zeigte sich die wichtige Rolle der Medien in der Krise. Ihre Macht 

darf nicht unterschätzt werden. Sie können sowohl positive als auch negative Auswirkungen 

hervorrufen. Falsche Informationen während einer Katastrophe können das Vertrauen in die 

beteiligten Akteure untergraben und im schlimmsten Fall Panik verursachen. 4 

 

                                                      
1
 Vgl. Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung, 1999 S. 22. 

2
 Vgl. Wiedemann, 1997. 

3
 Vgl. Kundzewicz, et al., 1999 S. 865. 

4
 Vgl. Kundzewicz, et al., 1999 S. 866. 
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Auch in den USA gab es Probleme bei der Krisenkommunikation. Der folgende Auszug zu den 

Auswirkungen des Hurrikan Katrinas auf New Orleans, schildert die fehlgeschlagene Krisen-

kommunikation: 

„Unsicherheit in der Bevölkerung entstand vor allem durch Medienberichte, die oft 

auf Gerüchten basierten und sich später als stark übertrieben oder als schlichtweg 

falsch herausstellten. Offenbar hatten die öffentlichen Stellen keine Strategie zum 

Umgang mit solchen Medienberichten und zur Information der Bevölkerung. Fernseh-

sender berichteten am 1. September, dass ein Rettungshubschrauber unter Beschuss 

geraten war und die Evakuierung deshalb zeitweilig ausgesetzt wurde. Dieser Bericht, 

ebenso wie andere Meldungen über Massenchaos, Vergewaltigungen und Morde in 

den Notfallbehausungen waren fast immer erfunden, wurde aber zum Zeitpunkt der 

Katastrophe sogar von den höchsten öffentlichen Stellen wiederholt. Bürgermeister 

Nagin und der Polizeipräsident erzeugten mit ihren eigenen Aussagen in den Medien 

den Eindruck, es herrsche tatsächlich völlige Gesetzlosigkeit in der Stadt. Ohne die In-

halte der Angaben kritisch zu hinterfragen, bekräftigte Nagin öffentlich die Berichte 

über die angebliche Situation im Superdome: ,[There are] hundreds of armed gang 

members [...] They have people standing out there [...] in that frickin’ Superdome for 

five days watching dead bodies, watching hooligans killing people, raping people’ 

(zitiert nach SAVIDGE 2005). Polizeipräsident Eddie Compass fügte hinzu, ,Some of the 

little babies in there [are] getting raped’ (zitiert nach THEVENOT &RUSSELL 2005). 

Derartige Berichte konnten später nicht bestätigt werden. Statt den von der FEMA 

angenommenen 200 Toten im Superdome gab es lediglich sechs Todesfälle, von de-

nen keiner auf fremde Gewalteinwirkung zurückzuführen war […]. Meldungen über 

Gesetzlosigkeit und Gewalt verzögerten die Evakuierung, weil verbliebene Bewohner 

um ihr Hab und Gut fürchteten und ihre Häuser nicht verlassen wollten. Außerdem 

wurde die Ankunft von Hilfsmaßnahmen zusätzlich verzögert, da Fahrer von LKWs und 

Bussen aus Angst nicht zu ihren vorgesehen Zielen fuhren. So kehrten 1.000 Mitarbei-

ter der FEMA, die eigentlich am 31. August eintreffen sollten, aufgrund von Sicher-

heitsbedenken wieder um, anstatt die dringend benötigte Hilfe zu leisten […].“1  

 

Die Auswirkungen der Gerüchte gingen soweit, dass sich in einem gehoberen Viertel in der 

Innenstadt die weißen Bewohner in schwer bewaffneten Gruppen zu organisieren um ihre 

Häuser vor den vermeintlich eindringenden Banden schwarzer Männer zu schützen. In der 

gleichen Nachbarschaft haben die Bewohner ehemalige Mitglieder einer israelischen Spezi-

aleinheit bezahlt, damit diese in ausgemusterten russischen Kampfhubschraubern in das 

Krisengebiet fliegen.2 

 

Während und nach Hurrikan Sandy verlief die Krisenkommunikation besser. Gleich zu Beginn 

des Ereignisses fungierte die Pressestelle des New Yorker Bürgermeisters Bloomberg als 

                                                      
1
 Noack, 2007 S. 29-30. 

2
 Vgl. Rodríguez, et al., 2006 S. 92. 
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Knotenpunkt für jegliche auf das Ereignis bezogene Kommunikation. Während des Sturms 

verbreitete die Stadt Informationen über so viele Kanäle wie möglich: Fernsehsender, Radio-

kanäle, Social Media wie Webseiten und der YouTube Kanal des Bürgermeisters. Es wurden 

alle Pressekonferenzen live übertragen und der Twitterkanal der Stadt New York (Official 

New York City Government Twitter) verbreitete stündlich die wichtigsten Meldungen. Die 

Pressestelle des Bürgermeisters verschickte Pressemitteilungen an mehr als 100 Pressestel-

len in der Stadt: von russischen Zeitungen, über chinesische Fernsehsender bis zu spanischen 

Radiosendern. Um die Gruppe der gehörlosen und schwerhörigen Menschen zu erreichen, 

wurden Gebärdendolmetscher eingesetzt, die die Pressekonferenzen in Zeichensprache 

übersetzten. Zwischen dem 26. Oktober und dem 9. November 2012 erhielt die offizielle 

Website der Stadt New York 16 Millionen Besucherklicks. Der YouTube Kanal des Bürger-

meisters hatte in dieser Zeit fast eine Million Klicks. Das New York City Office of Emergency 

Management (OEM),der Katastrophenstab der Stadt New York, verschickte über Festnetz, E-

Mail und Twitter Benachrichtigungen an mehr als 165.000 Einwohner. Die Stadt gewann 

mehr als 175.000 Social Media Anhänger während des Sturms.1 Trotz der vielen Informatio-

nen, die herausgegeben wurden, war die New Yorker Notrufnummer besonders stark fre-

quentiert. Während des Höhepunktes des Sturms Sandy erhielt die Notrufzentrale 911 bis zu 

20.000 Anrufe pro Stunde. Bei vielen dieser Anrufe handelte es sich um keine Notfälle, son-

dern um Erkundigungen. Diese hohe Anzahl von Anrufen führte zu längeren Reaktionszeiten 

bei der Annahme und verlangsamte den Prozess der Priorisierung der Hilfebedarfe. Es gab 

keine Möglichkeit, bloße Nachfragen von wirklichen Notrufen zu unterscheiden. Nach Sandy 

wurde deshalb angestrebt, die Kapazität des New Yorker Bürgertelefons 311 auszubauen 

und die Telefonnummer bekannter zu machen. 

 

Im Februar 2013 machte das Notfallwarnsystem „Emergency Alert System“ (EAS), das Warn-

system für den Rundfunk in den USA, negative Schlagzeilen. Hacker verschafften sich Zugang 

zum EAS im Bundesstaat Montana. Aufgrund einer Sicherheitslücke konnten sie sich in das 

lokale TV-Programm einhacken und dort die Warnung absetzen, dass Zombies Teile des Lan-

des angreifen: "Die Behörden in Ihrem Gebiet haben berichtet, dass die Körper der Toten 

aus ihren Gräbern hervorkommen und die Lebenden angreifen." Ein eingeblendeter Lauftext 

informierte über angeblich betroffene Bezirke.2 

  

                                                      
1
 Vgl. Gibbs, et al., 2013 S. 6. 

2
 Vgl. Spiegel Online, 2013. 
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8 Ergebnisse des Ländervergleichs 
Die aufgezeigten Entwicklungen in den untersuchten Ländern lassen sich zu der Aussage 

verdichten, dass Veränderungen im Katastrophenschutz erforderlich sind und auch bereits 

stattfinden. Auch wenn sich diese Veränderungen vielfach auf unterer Ebene abspielen, ei-

nen noch provisorischen oder gar informellen Charakter haben und auf einzelne Schaden-

sereignisse beschränkt sind, zeichnet sich ab, dass der Katastrophenschutz in Zukunft auf 

drei Säulen ruhen wird. Die erste Säule bilden die professionellen Kräfte, die durch ihre Spe-

zialkenntnisse und ihr Spezialgerät sowohl bei der alltäglichen Gefahrenabwehr als auch bei 

Krisen und Katastrophen eine entscheidende Rolle einnehmen müssen. Als Experten für 

Brandbekämpfung und die medizinische Versorgung sowie den Schutz und die Wiederher-

stellung Kritischer Infrastrukturen sind sie unerlässliche Akteure. Die zweite Säule bilden die 

ehrenamtlichen Kräfte, die in Deutschland vor allem in Feuerwehren und Hilfsorganisationen 

organsiert sind. Diese verfügen zum Teil über eine katastrophenschutz-spezifische Ausbil-

dung und können sowohl die professionellen Kräfte unterstützen, als auch selbstständig Hil-

fe leisten, etwa durch die Verteilung von Spenden oder Nahrungsmitteln. Als Unterpunkt 

sind Organisationen wie das Team Österreich anzusehen. Diese bestehen zwar aus freiwilli-

gen Helfern, diese haben aber eine Grundschulung und werden durch professionelle Kräfte 

angeleitet. Die dritte Säule bildet die Bevölkerung selbst. Bürgerinnen und Bürger beteiligen 

sich an der Katastrophenschutz-Planung. Soziale Medien erleichtern die Selbstorganisation 

in Krisen und Katastrophen und können dazu beitragen, dass private und berufliche Fähigkei-

ten und Kenntnisse effektiv eingebracht werden. Unorganisierte Spontanhelfer leisten einen 

erheblichen Beitrag bei der Bewältigung von großen Schadensereignissen.  

 

Der kommunalen Ebene kommt eine besondere Bedeutung zu. Initiativen der lokalen Politik, 

Aufgeschlossenheit der professionellen Einsatzkräfte gegenüber Spontanhelfern und die 

Bereitschaft zu Bürgerengagement sind Voraussetzungen für die Entwicklung eines effekti-

ven Schutzsystems, in dem präventive Maßnahmen wie die Stärkung der Resilienz der Bevöl-

kerung, Vernetzung, und Kooperation einen hohen Stellenwert einnehmen.  

 

Um die Arbeitsweise der drei Säulen des Katastrophenschutzes sinnvoll aufeinander abzu-

stimmen, sind gezielte Anstrengungen erforderlich. Die professionellen Kräfte müssen die 

Bevölkerung als gleichberechtigen Partner anerkennen. Dagegen bestehen durchaus Vorbe-

halte, denn die Bürgerinnen und Bürger erscheinen unberechenbar.1 Sie handeln spontan, 

orientieren sich nicht an den vorliegenden Katastrophenschutz-Plänen und bestehenden 

Stabsstrukturen und können durch ihr Unwissen die Arbeit der Einsatzkräfte erschweren. Es 

gilt, zu Hilfe bereite Bürger zu akzeptieren aber auch zu fördern und zu fordern. Dies wird 

erst gelingen, wenn es zu einer Mentalitätsveränderung kommt und die professionellen Kräf-

te lernen, Spontanhelfer in die gemeinsamen Anstrengungen zu integrieren. Die Hilfsorgani-

sationen müssen sich der Tatsache stellen, dass das Modell der „lebenslangen“ ehrenamtli-

chen Arbeit innerhalb von Vereinsstrukturen auf Dauer nicht mehr tragfähig sein dürfte. Die-

                                                      
1
 Vgl. Strate, et al., 2013 S. 1 f. 
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se Organisationen müssen sich für neue Bevölkerungsgruppen öffnen, aber auch zeitlich be-

grenzte Formen der Mitgliedschaft und punktuelle Beteiligungen sind in Erwägung zu ziehen. 

Die Bürgerinnen und Bürger als Dritte Säule sind ebenfalls gefordert. Allerdings zeichnen sich 

hierbei auch im internationalen Vergleich die deutlichsten Entwicklungen ab und die Verän-

derungen in den Katastrophenschutzsystemen werden vor allem von hieraus angestoßen. 

Bürgerinnen und Bürger sind insbesondere auf kommunaler Ebene aktiv. Sie übernehmen 

Verantwortung für nachbarschaftliche Belange, bilden Netzwerke innerhalb der eigenen 

Gemeinde, sind für Gefährdungen auf Grund von extremen Wetterereignissen, technischen 

Havarien und Ausfällen in der Infrastruktur sensibilisiert und sind grundsätzlich bereit, in 

Krisen- und Katastrophenfällen helfend aktiv zu werden .  

 

In Deutschland werden die Umrisse eines die Bürger aktivierenden und einbindenden Kri-

senmanagements erkennbar. Meilensteine dieser Entwicklung sind Ereignisse wie das 

Hochwasser im Frühsommer 2013, das auch auf Grund der starken spontanen bürgerschaft-

lichen Hilfe ohne die befürchteten Folgen bewältigt werden konnte.1 Ein Selbstläufer ist die-

se Modernisierung jedoch nicht und es lohnt der Blick ins Ausland, wo sich durchaus Ansätze 

finden lassen, die als best-practice Modelle auch für Deutschland dienen können. 

 

Sensibilisierung und Selbsthilfe der Bevölkerung 

Ohne Aufklärung ist eine Resilienzstärkung der Bevölkerung nicht zu erreichen. Die Bürger 

müssen für Gefährdungen sensibilisiert werden und durch gezielte Information und Bera-

tung können ihre Selbsthilfe-Potentiale gestärkt werden. Einen guten Ansatzpunkt bietet die 

Animierung zu Vorsorgemaßnahmen. Hierzu werden in den untersuchten Ländern Informa-

tionsbroschüren ausgegeben und die Möglichkeiten des Internets genutzt. Dass darüber hin-

aus weitere Möglichkeiten zur Aufklärung und Informierung bestehen, zeigen etwa Australi-

en und Dänemark, wo das Thema des Katastrophenschutzes bereits in den Schulen behan-

delt wird, oder Österreich, wo es im Rahmen einer Olympiade eher spielerisch aufgegriffen 

wird. Beim Österreichischen Zivilschutzverband kann sich der Bürger über die gesamte Band-

breite möglicher Gefahren sowie über wirksame Gegenmaßnahmen informieren wie z.B. 

Schutz vor Einbruch oder Angriffen von Cyber-Kriminellen. Dadurch wird die Hemmschwelle, 

sich mit dem Thema Katastrophenschutz zu beschäftigen, herabgesetzt. Weiterhin zeigen die 

nordamerikanischen Kampagnen zur Zombie-Epidemie, dass man mit innovativen Ansätzen 

auch Gruppen erreichen kann, die gegenüber klassischen Aufklärungsinitiativen tendenziell 

verschlossen sind. 

 

Schlussfolgerungen: 

 Bereits im Kindesalter sollte mit Aufklärung und Information begonnen werden; das Wis-

sen über und der Umgang mit Gefahren kann dabei spielerisch erlernt werden. Hierbei 

                                                      
1
 Vgl. Geißler, 2014 S. 44 ff. 
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sind ein übergreifendes Konzept und eine Einbindung der Maßnahmen in den Kindergar-

ten- bzw. Schulalltag empfehlenswert. 

 Es sollte bei alltäglichen Gefahren angesetzt werden, um auch bezüglich abstrakter Be-

drohungen durch extreme Wetterereignisse, Erdbeben oder den Ausfall der Kritischen Inf-

rastrukturen zu sensibilisieren. 

 Auf eine zielgruppengerechte Ansprache sollte geachtet werden; statt gedruckter Bro-

schüren sollten auf neue und insbesondere netzbasierte Formen der Aufklärung gesetzt 

werden. 

 

Einbindung in die Risikoplanung und Krisenvorsorge 

Ein erster Schritt zur Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in das Risiko- und Krisenma-

nagement ist deren Beteiligung an entsprechenden Planungen, also die Information über 

und die Mitbestimmung bei politischen Entscheidungen und deren Umsetzung in konkrete 

Vorsorgepläne. Hier bietet Kanada mit seiner National Platform on Disaster Risk Reduction 

ein gutes Beispiel für den Versuch, wichtige zivilgesellschaftliche Akteure an einen „Runden 

Tisch“ zu bringen und Gefährdungen aber auch Lösungsmöglichkeiten gemeinsam zu er-

schließen. Auch das Beispiel Partners-Poland, hier wird die Zusammenarbeit zwischen ver-

schiedenen gesellschaftlichen Akteuren gefördert, zeigt, dass derartige Ansätze praktikabel 

sind. Die Einbeziehung der Bevölkerung dürfte insbesondere dann gelingen, wenn lokale 

Bezüge im Vordergrund stehen. In der Regel sind die Bürgerinnen und Bürger motivierter, 

sich mit Gefahren und Risiken zu befassen, die ihren konkreten Lebensraum betreffen als mit 

(inter-)nationalen Bedrohungslagen, zu denen ein unmittelbarer persönlicher Zugang fehlt.1 

Ein weiterer wesentlicher Grund hierfür ist neben der eigenen Betroffenheit, dass sie zur 

Situation vor Ort über differenziertes Wissen und über vielfältige Erfahrungen verfügen. Das 

australische Konzept der „geteilten Verantwortung“, also der Übernahme von Katastrophen-

verantwortung durch den Bürger, ist wegweisend, wenn auch schwerer umzusetzen, da es 

bereits ein gewisses „Katastrophenbewusstsein“ und insbesondere die Bereitschaft zur Stär-

kung der Resilienz sowie einschlägiges Wissen voraussetzt. 

 

Schlussfolgerungen: 

 Eine stärkere Einbindung der Bevölkerung in die konkrete Katastrophenschutzplanung, 

insbesondere auf lokaler Ebene und unter Bezug auf konkrete Gefährdungen ist möglich 

und sollte angestrebt werden. 

 Hierzu sollten Kooperationen mit bestehenden (nachbarschaftlichen) Organisationen und 

Vereinen aufgebaut werden. 

 Einbindung in die Risikoplanung und Krisenvorsorge bedeutet mehr als die (Einweg-) In-

formation über entsprechende Planungen; entscheidend ist die Einbeziehung der Bürge-

rinnen und Bürger in Planungs- und Entscheidungsprozesse als gleichwertige Akteure. 

 

                                                      
1
 Vgl. Ohder, et al., 2014 S. 49. 
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Organisierte Einbindung der Bevölkerung 

Die organisierte Einbindung der Bevölkerung in den Katastrophenschutz ist in Deutschland 

über die bekannten Ehrenamtsstrukturen, etwa der Freiwilligen Feuerwehr, des THW und 

der Hilfsorganisationen, grundsätzlich gewährleistet. Eine dauerhafte Bindung an entspre-

chende Organisationen und die kontinuierliche Teilnahme an Übungen stellen jedoch für 

viele eine zu hohe Hürde dar. Die projektbezogene und kurzfristige Hilfeleistung in einem 

organisierten Rahmen kann daher als sinnvolle Ergänzung angesehen werden. Besonders das 

Team Österreich aber auch das australische NEMAVAP und die CERT in den USA können hier 

als Vorbilder dienen. Durch die Registrierung und das Absolvieren einer Grundschulung lässt 

sich im Ereignisfall rasch eine große Personenzahl mit unterschiedlichen Erfahrungen und 

beruflichen Kompetenzen aktivieren, die ohne Zeitverlust die professionellen Einsatzkräfte 

unterstützen können. Entscheidend ist, dass diese Helfer keine langfristige Verpflichtung 

eingehen müssen.  

 

Schlussfolgerungen: 

 Es sollten Strukturen im Vorfeld einer dauerhaften Mitgliedschaft in Hilfsorganisationen 

geschaffen werden, um den Bürgerinnen und Bürgern, die sich nicht dauerhaft an Hilfsor-

ganisationen binden können oder wollen, eine Möglichkeit zu einer raschen und organi-

sierten Beteiligung an Maßnahmen des Katastrophenschutzes zu bieten. 

 Gezielte Maßnahmen zur Förderung des klassischen Ehrenamtes sind erforderlich. Dane-

ben sollten befristete und „themenbezogene“ Angebote entwickelt werden, um die 

Hemmschwelle für eine Mitarbeit zu senken. Solche Projekte können als „Türöffner“ die-

nen. 

 

Umgang mit Spontanhelfern 

In den untersuchten Ländern haben Spontanhelfer in unterschiedlichster Form zur Bewälti-

gung von Krisen und Katastrophen beigetragen. Auch wenn ihr Beitrag nicht in vollem Um-

fang sichtbar wird, kann er für den Erfolg des Katastrophenmanagement entscheidend sein. 

Dies lässt sich aus den Erfahrungen in Australien und den USA aber auch im europäischen 

Ausland, etwa in Polen oder Schweden, ableiten. Es wurde aber auch deutlich, dass die be-

teiligten Behörden oft mit den vielfältigen Hilfsangeboten überfordert waren, sich abweh-

rend verhalten haben und dadurch teils Missmut und Demotivation bei den Hilfebietenden 

ausgelöst wurden. Anderseits organisierten sich die Bürgerinnen und Bürger teilweise so 

autonom, dass sie parallel zu den staatlichen Katastrophenschutzorganisationen tätig wur-

den, ohne dass es einer engen Koordinierung bedurfte. Hierbei übernahmen Kirchenge-

meinden, (Sport-)Vereine und Nachbarschaftsinitiativen eine nicht unwesentliche Rolle. 

 

Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die Initiativen Australiens (Spontaneus Volun-

teer Management Resource Kit) oder der USA (Managing Spontaneous Volunteers in Times 

of Disaster: The Synergy of Structure and Good Intentions), die aussichtsreiche Ansätze zur 
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Einbindung und Lenkung der spontanen und unorganisierten Freiwilligen im Katastrophenfall 

bieten. Wichtige Eckpunkte sind hierbei die Registrierung der Helfer, eine Grundeinweisung, 

die bedarfsorientierte Anforderung zum Einsatz, die Führung während des Einsatzes, eine 

ständige Informationsweitergabe an die Helfer sowie die Anerkennung ihres Einsatzes nach 

dessen Abschluss.  

 

Schlussfolgerungen: 

 Konzepte zum Umgang mit (nichtorganisierten) Spontanhelfern, insbesondere deren Re-

gistrierung, Ausbildung/Unterweisung, Führung und Information müssen entwickelt, im-

plementiert und geübt werden. 

 Die Arbeit der (selbstorganisierten) Spontanhelfer sollte von Seiten der zuständigen Be-

hörden mit Information, Beratung und anderen Dienstleistungen sowie mit Material un-

terstützt werden. Eine vertrauensvolle und gleichberechtigte Zusammenarbeit ist anzu-

streben. 

 

Externe Kommunikation in der Krise 

Die wohl tiefgreifendste Neuerung der letzten Jahre folgt aus dem fast lückenlosen Zugang 

zum Internet und insbesondere der starken Nutzung der sozialen Medien, auch über mobile 

Endgeräte. Dadurch können die Bürgerinnen und Bürger im Krisen- und Katastrophenfall in 

Echtzeit Informationen teilen, Hilfegesuche stellen bzw. Hilfeleistungen anbieten und sich 

auch selbst organisieren. Welche Dynamik aus der Nutzung dieser neuen Medien entstanden 

ist, zeigen beispielhaft die Entwicklungen im Zusammenhang mit den Überflutungen in Aust-

ralien, 2011 und in Mitteleuropa, 2013 oder beim Hurrikan Sandy im Jahr 2012. Es wurde 

deutlich, dass sich die für den Katastrophenschutz zuständigen Behörden und Organisatio-

nen des Themas neue Medien annehmen müssen. Deren Bedeutung wird weiter steigen und 

Strategien zu deren Nutzung, insbesondere für die Kommunikation mit der Bevölkerung, 

müssen entwickelt werden. Soziale Medien bieten hervorragende Möglichkeiten zur Infor-

mation der Bürgerinnen und Bürger wie auch zur Koordination von Hilfeleistungen und der 

Verteilung von Hilfsgütern. Aber nicht nur in Krisenzeiten, sondern auch bei der Risikokom-

munikation, also bei der Sensibilisierung und Aufklärung, können die sozialen Medien ge-

nutzt werden wie am Beispiel Dänemark deutlich wird. Mit sozialen Medien können beson-

ders jüngere Menschen erreicht werden. 

 

In einigen Ländern, etwa in Schweden und Österreich, sind Sirenen noch immer ein wichtiges 

Mittel zur Alarmierung der Bevölkerung. In anderen Ländern wird stärker auf Warnung über 

Fernsehen und Radio oder auf Kurzmitteilungen auf Mobiltelefone gesetzt, die auch in 

Deutschland flächendeckend verfügbar sind. Dabei zeigen die Beispiele aus Kanada oder den 

USA, dass es kein einzelnes „ideales“ Mittel zur Alarmierung der Bevölkerung gibt und nach 

Möglichkeit unterschiedliche Kanäle parallel genutzt werden sollten, um möglichst viele Bür-

ger zu erreichen. Erwähnt sei auch, dass mittlerweile die Notwendigkeit zur multilingualen 
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Risiko- und Krisenkommunikation erkannt wurde. Umsetzungen in Australien, Dänemark und 

den USA können als beispielhaft angesehen werden. 

 

Schlussfolgerungen: 

 Die Möglichkeiten, die die sog. Neuen Medien und insbesondere die Sozialen Me-

dien bieten müssen auf allen Ebenen des Katastrophenschutzes abgewogen und 

genutzt werden. 

 Bei der Krisenkommunikation sind die Sprache und das kulturelle Bezugssystem 

der adressierten Bevölkerungsgruppen zu beachten. 

 Die unter Umständen eingeschränkte Erreichbarkeit von besonders vulnerablen 

Personen (z.B. Ältere, physisch und psychisch Belastete, Arme) muss berücksichtigt 

und durch alternative Wege kompensiert werden. 

 Die Krisenkommunikation sollte breit gestreut und nicht auf ein einziges Medium 

beschränkt werden. 
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10 Abkürzungsverzeichnis 
 

BBK  Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 

BMBF  Bundesministerium für Bildung und Forschung 

BMEL  Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung 

CDC  Centers for Disease Control and Prevention (USA) 

CERT  Community Emergency Response Team (USA) 

DEMA  Danish Emergency Management Agency 

DHS  Department of Homeland Security 

DRR  Canada's Platform for Disaster Risk Reduction 

EAS  Emergency Alert System (USA) 

FEMA  Federal Emergency Management Agency 

GOC  Government-Operations-Centre (Kanada) 

IPAWS  Integrated Public Alert and Warning System (USA) 

NCC  National Crisis Centre (Niederlande) 

NERT  Neighborhood Emergency Response Team (USA) 

NPAS  National Public Alerting System (Kanada) 

NVOAD National Voluntary Organizations Active in Disaster (USA 

OEM  New York City Office of Emergency Management 

ÖRK  Österreichisches Rotes Kreuz 

RCB  Government Centre for Security (Polen) 

SIZ  Sicherheits-Informationszentrum (Österreich) 

SKKM  Staatliches Krisen und Katastrophenmanagement (Österreich) 

SPAN  Strengthening Preparedness Among Neighbors (USA) 

THW  Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 

TÖ  Team Österreich 

UNISDR  United Nations Office for Disaster Risk Reduction  

VCT  Volunteer Coordination Team (USA) 

VRC  Volunteer Reception Center (USA) 
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Anhang 
 

Prinzipien: Managing Unaffiliated Volunteers1 

 

(1) Ehrenamtliche Arbeit und Gemeinschaftsleben: Freiwilliges Engagement ist ein 

wertvoller Bestandteil jeder Gemeinde. Freiwillige kommen aus allen Bereichen der 

Gesellschaft und bieten wichtige Fähigkeiten und Wissen. 

(2) Die Bedeutung von Partnerprogrammen: Idealerweise sollten alle Freiwilligen, die 

Katastrophenhilfe leisten, einer etablierten Organisation angehören, in der sie ge-

schult werden. Allerdings ist bei Katastrophen das spontane Auftauchen von Freiwil-

ligen unvermeidlich. Diese müssen in der Planung berücksichtigt werden.  

(3) Ehrenamtliches Engagement in vier Phasen: In allen vier Phasen des Katastrophen-

managementzyklus (Vermeidung, Vorsorge, Einsatz und Wiederherstellung) gibt es 

für Freiwillige eine Reihe von wichtigen Aufgaben  

(4) Management Systeme: Freiwillige sind eine wertvolle Ressource, wenn sie angeleitet 

und betreut werden. Die Verantwortung für die Vor-Ort-Koordination der Freiwilligen 

sollte klar zugewiesen sein. Das Volunteer Coordination Team (VCT) soll dieses ge-

währleisten. 

(5) Gemeinsame Verantwortung: Die Mobilisierung und Koordinierung von Freiwilligen 

liegt in erster Linie in der Verantwortung der lokalen Regierung und des Non-Profit-

Sektors. Genaue Planung und Strukturen sind notwendig, um den Nutzen der freiwil-

ligen Beteiligung zu maximieren. 

(6) Erwartungen der Freiwilligen: Freiwillige können erfolgreich am Katastrophenma-

nagement partizipieren, wenn sie flexibel, sich den Risiken bewusst und bereit sind, 

sich von Experten koordinieren zu lassen. 

(7) Auswirkungen auf Freiwillige: Die Priorität der ehrenamtlichen Tätigkeit ist Hilfe für 

andere. Wenn diese richtig gemanagt wird, wirkt sie auch positiv auf die Freiwilligen 

selbst und trägt damit zur Erholung des Einzelnen und der Gemeinschaft bei. 

(8) Auf vorhandene Kapazitäten bauen: Jede Gemeinde verfügt über Einzelpersonen 

und Organisationen, die wissen, wie man Freiwillige mobilisiert und effektiv einbe-

zieht. Katastrophenschützer sind deshalb aufgefordert, alle vorhandenen Kapazitäten 

für die Integration von Freiwilligen zu nutzen. 

(9) Informationsmanagement: Eine klare, konsistente und zeitnahe Kommunikation ist 

essentiell für einen erfolgreichen Umgang mit ungebundenen Freiwilligen. Eine Viel-

zahl von Medien sollte genutzt werden, um die Öffentlichkeit aufzuklären. 

(10) Einheitliche Terminologie: Es ist wichtig sich einer einheitlichen Terminologie 

zu bedienen. Folgende Begriffe werden empfohlen:  

a. Affiliated volunteers 

                                                      
1
 (Points of Light Foundation & Volunteer Center National Network, 2003 S. 4 f.) 
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Sie sind bereits in einer anerkannten Freiwilligenorganisation involviert und 

für spezifische Aktivitäten wie die der Katastrophenhilfe geschult. Im Kata-

strophenfall werden sie von ihrer Organisation mobilisiert. 

b. Unaffiliated volunteers 

Sie gehören bisher keiner Organisation an und besitzen keine Ausbildung in 

Notfallmaßnahmen. Im Katastrophenfall werden sie nicht offiziell aufgerufen, 

sondern werden durch den Wunsch anderen zu helfen motiviert. Sie können 

aus dem betroffenen Bereich oder von außerhalb kommen und besitzen eine 

Vielzahl von Fähigkeiten. (Auch bekannt als convergent, emergent, walk-in 

oder spontaneous helper.) 
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Recommendations for preparedness and response to disasters 

 

“When it comes to preparedness: 

 Massive response to disasters from civilians must be accounted for in preparedness 

plans: 

o The expected percentage of people needing help with transport to or finding 

accommodation can be downsized from 25% to 10% and possibly even to 5%. 

Further research is needed to confirm these figures. 

o Plans to spread injured people over several hospitals should take into account 

that most of the injured people are transported by own means to the nearest 

hospital. As a result of this, hospitals in the vicinity of the disaster will quickly 

be overcrowded. 

 This means that it should be considered not to send ambulances to the 

nearest hospitals, but to always let them drive to hospitals in other re-

gions, or even abroad. 

 Another possibility to deal with this problem is to find solutions to 

quickly enlarge the capacity of the nearest hospital, such as mobile 

units, like the in The Netherlands used SIGMA-teams (teams for quick 

medical assist). 

o In order to deal with the large amount of people coming to donate goods, it is 

advised that emergency agencies should enter into an agreement with a dis-

tribution firm, preferably having several distribution centers at its disposal. 

People can be asked to deliver their goods to a distribution center away from 

the disaster scene. In this way people bringing goods will not disturb save and 

rescue activities at the disaster scene. 

 Behavior of panic en apathy should not be part of training material. Further research 

is needed for the aspect of looting, in order to confirm or refute this behavior in case 

of disaster. 

 In order to effectively coordinate responding people in times of disaster, it is advised 

that the government should try to activate civilians as much as possible to participate 

in associations in their community, especially in their own neighborhood. In this way, 

in case of disaster, people can be coordinated via their leaders. 

 

When it comes to response it is essential that people wanting to offer their help can do this 

in a way that it contributes to fighting the disaster: 

 In order to use all the help that is offered, let civilians as much as possible carry on 

with their helping behavior and try to facilitate this. Do not take over tasks from civil-

ians that are carried out in a proper way. 

 In order to make sure civilians know how their help can be offered in an effective 

way, they should shortly after the disaster has stricken be informed about what has 
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happened, what the government is doing, what help from civilians is needed and 

where civilians can report themselves to offer their help. 

 establish a communication center as soon as possible, in order to coordinate help 

from whoever offers help; 

 appoint a leader for coordination of civilians wanting to help and designate groups of 

civilians to certain areas.” 1 

                                                      
1
 Oberijé, 2007 S. 16 f. 


